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Transparenz bei Qualität
und Preis in Schwaben
Welche Rezepte die Ferienregion entwickelt
hat, um sich für die Zukunft zu stärken, erläu-
terte der Tourismusverbands-
vorsitzende im GZ-Gespräch. Seite 6

Alfons Zeller:

Neuer KPV-Kreis-Chef
Aschaffenburg-Land
Der Landrat kündigte für dieses Jahr Infor-
mationsveranstaltungen zur Fraktionsarbeit
im Gemeinderat sowie zur
Öffentlichkeitsarbeit an. Seite 11

Dr. Ulrich Reuter:

Frauen-Power
bei der KPV Neu-Ulm
Die Kreisrätin wurde zur Nachfolgerin von
Kreisvorsitzendem Pressl bestimmt. Sie avi-
sierte Schulungen im Haus-
halts- und Satzungswesen. Seite 11

Beate Altmann:

„Freiheit heißt Verantwor-
tung. Deshalb wird sie von
den meisten Menschen ge-
fürchtet.“ Dieses Zitat von
George Bernard Shaw gilt
nicht für unseren Bürger-
meister. Er ist dafür, den
Spielraum der Kommunen
zu erweitern, damit sie sich
passende Lösungen stricken
können. Siehe jüngstes Bei-
spiel: gebührenpflichtige
Stellplätze. Seite 11

Generationenstudie 2003:

Heimatgefühl und
Heimat in Bayern

Besondere Lebensqualität im Freistaat
Studie des Hamburger Instituts GMS Dr. Jung

In einer repräsentativen Umfrage unter 1.861 Befrag-
ten hat das Hamburger Institut GMS Dr. Jung Ge-
sellschaft für Marktforschung im Auftrag der Mün-
chner Hanns-Seidel-Stiftung „Heimat und Heimatge-
fühl in Bayern“ untersucht. Nach zwei Generationen-
studien 2001 und 2002, die in den vergangenen Jah-
ren aufgrund bundesweiter Befragungen vorgenom-
men wurden und jeweils große Resonanz in der Öf-
fentlichkeit und der Publizistik erfahren hatten, sollte
mit dieser Studie dieser Forschungsansatz auch auf
eine Bayern-Studie angewandt werden. Im Mittel-
punkt der Umfrage standen aktuelle Einstellungen zu
Politik und Gesellschaft im Freistaat. 

Stolz sind demnach die Bay-
ern auf ihr Bundesland vor allem
wegen der schönen Landschaf-
ten (91%), der lebendigen Tradi-
tionen (77%), der wissenschaftli-
chen Leistungen (71%) und der
Bildungseinrichtungen (70%).
Die Bewohner des weiß-blauen
Bundeslandes haben ein beson-
ders vertrautes Verhältnis zu ih-
rer Heimat, denn 85% fühlen
sich ihrem Wohnort bzw. ihrer
Region eng oder sehr eng ver-
bunden. Das Heimatland Bayern
folgt dicht darauf mit 80%,
während Deutschland und vor
allem Europa ein deutlich niedri-
geres Verbundenheitsgefühl aus-
lösen. Die Zahlen belegen, dass
das Heimatgefühl für das Bun-
desland in Bayern eine ähnlich
hohe Bedeutung hat wie die lo-
kale Identität. Dabei ist die Sicht
dessen, was als typisch bayerisch
bezeichnet werden kann, genera-
tionen- und regionenübergrei-
fend weitgehend identisch. 

Positives Selbstbild

Angesichts der positiven Sicht
des Lebens in Bayern und der
großen Relevanz der Menschen
für das Wohlgefühl, das man mit
dem Leben in Bayern verbindet,
verwundert es nicht, dass die
Bayern sich im Selbstbild ausge-
sprochen positiv schildern. Sieht

man einmal von einer gewissen
Selbstkritik bezüglich Sturheit,
Granteln, fehlender Toleranz und
Aufgeschlossenheit gegenüber
Neuem ab, ergibt sich ein alles in
allem recht positives Selbstbild
einer Bevölkerung, die traditi-
onsbewusst, religiös, patriotisch,
aber auch gastfreundlich, fleißig
und ordentlich ist und selten zu
Überheblichkeit neigt.

Vertrauen 
in die bayerische Politik

Auch wenn sich die Bayern
überwiegend als traditionsbe-
wusst und Neuem gegenüber als
weniger aufgeschlossen bezeich-
nen, bejahen dennoch 71% die
Notwendigkeit von Veränderun-
gen mit Opfern in der aktuellen
Diskussion um den Sozialstaat.
Die konkrete Bereitschaft zu
Einschränkungen ist mit 52% bei
der Arbeitszeit am größten,
während bei Krankenversiche-
rungsleistungen nur 26% und bei

Rentenversicherungsleistungen
nur 25% der Befragten zu Kon-
zessionen bereit sind. Die große
Verbundenheit der Bayern mit
ihrem Heimatland wirkt sich
auch auf das Vertrauen in politi-
sche Institutionen aus. Während
man der Bayerischen Staatsre-
gierung (50%) und dem Bayeri-
schen Ministerpräsidenten ähn-
lich häufig vertraut wie der am
höchsten eingestuften Polizei
(59%), dem Bundesverfassungs-
gericht oder dem Bundespräsi-
denten, ergeben sich für Bundes-
regierung (15%), Gewerkschaf-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Konjunkturumfragen der Kammern:

Talsohle erreicht, 
Stimmung leicht gestiegen

Keine Anzeichen eines Aufschwungs / Große Schwierigkeiten im Handwerk
Zwar sind noch keine Anzeichen für einen nachhaltigen
Konjunkturaufschwung in Sicht, aber immerhin scheint
die Talfahrt der bayerischen Wirtschaft zu Ende zu sein.
Die Konjunkturentwicklung in Bayern hat die Talsohle
offenbar erreicht. Dies ist das Ergebnis der  aktuellen
Konjunkturumfrage des Bayerischen Industrie- und
Handelskammertages (BIHK) unter rund 2500 Unter-
nehmen, das BIHK-Hauptgeschäftsführer Reinhard
Dörfler jetzt der Öffentlichkeit bekannt gegeben hat. 

Im bayerischen Handwerk hat
sich die Lage nicht gebessert,
wie eine Umfrage des Bayeri-
schen Handwerkstages (BHT)
ergab. Dazu sagte BHT-Präsi-

dent Heinrich Traublinger: „Die
Stimmung im Handwerk ist so
schlecht wie nie zuvor.“

In der bayerischen Wirtschaft
ist die Stimmung der Unterneh-

men leicht gestiegen. Zwar ist
die Wirtschaft mit der aktuellen
Lage weiterhin sehr unzufrieden,
doch rechnet sie damit, dass sich
die Situation in den nächsten
Monaten zumindest nicht mehr
weiter verschärft. Allerdings ha-
ben die Exportaussichten einen
Dämpfer durch den starken Euro
erhalten.

Stagnation auf 
sehr niedrigem Niveau

Der Anteil der Pessimisten ist
von 27 % (Januar 2003) auf 18
% zurückgegangen. Allerdings
haben sich die optimistischen
Prognosen mit 13 (Januar 2003:
12) % quer durch alle Branchen
kaum erhöht, 69 (61) % der Un-
ternehmen erwarten keine Ver-
änderung der Geschäftsentwick-
lung. „Damit korrigieren die
leicht gestiegenen Geschäftser-
wartungen lediglich den massi-
ven Stimmungseinbruch zu Jah-
resbeginn 2003“, dämpft BIHK-
Hauptgeschäftsführer Reinhard
Dörfler allzu große Hoffnungen
auf eine Trendwende. Von ein-
deutigen Anzeichen eines Auf-

schwungs könne noch nicht die
Rede sein, da wesentliche Indi-
katoren, wie Investitionsabsich-
ten, auf sehr niedrigem Niveau
stagnieren und zudem die Ex-
portaussichten zurückgeschraubt
wurden. Auch wollen die Unter-
nehmen weiterhin Personal ab-
bauen, in einigen Branchen al-
lenfalls zögerlicher als zuvor.

Die Industrieunternehmen
können sich nach wie vor nicht
aus der Flaute befreien. Zwar 

(Fortsetzung auf Seite 4)

Eine hervorragende Verkehrsinfrastruktur bescheinigte Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber
anläßlich seines Besuches auf dem Münchner Flughafen Franz Josef Strauß dem Freistaat Bay-
ern. Wenn der Terminal II in Betrieb geht, fehlt nur noch der Transrapid, der alle zehn Minuten
in nur zehn Minuten die Reisenden zwischen Hauptbahnhof und Airport hin- und hertranspor-
tieren soll, meinte Stoiber. Die Vorzüge dieser Technologie erläuterte BMG-Geschäftsführer Dr.
Josef Zeiselmair am Transrapid-Infozentrum im Flughafen: Die neue Bahn ist extrem energie-
sparend und leise. Unser Bild zeigt (v.r.): Finanzminister Prof. Dr. Kurt Faltlhauser, Ministerprä-
sident Stoiber, Flughafen-Geschäftsführer Dr. Michael Kerkloh und Dr. Zeiselmair. Mit kommu-
naler Verkehrspolitik beschäftigt sich die GZ im Fachthema auf den Seiten 5 bis 7.                       ?

Begeistert gefeiert wurde bei der Hauptkundgebung des 54. Sudetendeutschen Tages in Augsburg
Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber ob seines klaren Eintretens für die Rechte der Vertriebe-
nen. Im Bild (v. r.): der Vizepräsident des Europäischen Parlaments, Dr. Ingo Friedrich, das Ehe-
paar Karin und Edmund Stoiber, der Bundesvorsitzende der SL,Bernd Posselt (vgl. S. 3).   Bild:-jdt
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Z U M  6 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Günther König

95700 Neusorg
am 8.7.

Bürgermeisterin
Renate Herrmann

91607 Flachslanden
am 10.7.

Z U M  5 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Jakob Scharf

92449 Steinberg
am 4.7.

Bürgermeister Hans Assum
91617 Oberdachstetten

am 5.7.
Bürgermeister Anton Graf

89290 Buch
am 8.7.

Bürgermeister
Günther Knobloch

84453 Mühldorf a. Inn
am 8.7.

Bürgermeister Helmut Will
97638 Mellrichstadt

am 11.7.

Z U M  5 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister

Klaus Habermann
86551 Aichach

am 9.7.

Z U M  4 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Georg Wagner

94345 Aholfing
am 13.7.

Z U M  4 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister

Bernd Reisenweber
96237 Ebersdorf

am 3.7.

Z U M  3 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister

Michael Fahnmüller
84384 Egglham

am 1.7.

Wir gratulieren
SPD-Resolution:

Gemeinschaftsinitiative 
für Bayerns Kommunen

Beim Landesparteitag der BayernSPD in Augsburg verab-
schiedeten die Genossen eine Resolution zum Thema „Ge-
meinschaftsinitiative für Bayerns Kommunen“. Darin wird
der Freistaat Bayern unter anderem aufgefordert, die Kom-
munalfinanzen nachhaltig zu stärken. Die Staatsregierung
wird ersucht, ihren Anteil an der erhöhten Gewerbesteuerum-
lage den bayerischen Kommunen zur Verfügung zu stellen.
Der Landesparteitag hält es für notwendig, die Solidarumlage
für alle bayerischen Kommunen zu senken und die Grenzland-
gemeinden von der Solidarumlage gänzlich zu befreien.

Die Bayerischen Staatsmini-
sterien für Finanzen sowie für
Landesplanung und Umweltfra-
gen sind laut Resolution aufge-
fordert, die entsprechenden Vor-
schläge zur Entlastung bzw. Be-
freiung der bayerischen Kom-
munen von der Solidarumlage
zu erarbeiten.

Kritik an der 
Staatsregierung

Heftig kritisierte der Landes -
parteitag den Umgang des Frei-
staats Bayern mit seinen Kom-
munen. Die bayerischen Kom-
munen hingen am Tropf des
Freistaats, ihre Situation habe
sich gegenüber den Vorjahren
dramatisch verschlechtert. So
sei Bayern das einzige Bundes-
land, das die Personalkosten der
öffentlichen Schulen nicht in
vollem Umfang trägt, sondern
im Widerspruch zur Verfassung
teilweise den Kommunen auf-
bürdet.

Das Kinderbetreuungskonzept
der Staatsregierung, das mit dem
2. Nachtragshaushalt 2002 im
Herbst 2001 verabschiedet wur-

de, koste die Kommunen gut 300
Mio. €. Bei der Schülerbeförde-
rung würden anstelle der ver-
sprochenen 80 Prozent nicht ein-
mal mehr 60 Prozent durch den
Freistaat bezahlt.

Finanzsituation verbessern

Der Freistaat wälzt nach An-
sicht der SPD auch die steigen-
den Kosten durch Computer-
ausstattung und Computerbe-
treuung an den bayerischen
Schulen auf die Kommunen ab.
Die Kommunen bezahlten zu-
sätzlich für Schulsozialarbeit
und die Baukosten für die R6.
Der Landesparteitag forderte
daher die Bayerische Staatsre-
gierung und die CSU im Land-
tag auf, sich nicht weiterhin den
parlamentarischen Initiativen
für eine nachhaltige Verbesse-
rung der Finanzausstattung der
bayerischen Kommunen zu wi-
dersetzen. 

Kommunalanteil erhöhen

Als unumgänglich halten die
bayerischen Genossen in diesem

Zusammenhang eine Erhöhung
des kommunalen Anteils am all-
gemeinen Steuerverbund (Ein-
kommen-, Körperschafts-, Um-
satzsteuer, Gewerbesteuerumla-
ge). Der Anteil der bayerischen
Kommunen daran betrage ledig-
lich 11,54 Prozent und sei damit
mit Abstand der niedrigste unter
allen alten Flächenländern. Not-
wendig wäre eine schrittweise
Anhebung auf zumindest 15
Prozent bis zum Jahr 2006. Da-
mit würden auch die Schlüssel-
zuweisungen pro Kopf in Bay-
ern ansteigen. 

Konnexitätsprinzip

Der Landesparteitag begrüßte
es, dass es nunmehr mit einem
gemeinsamen Gesetzentwurf al-
ler Fraktionen im Bayerischen
Landtag gelingen wird, ein strik-
tes Konnexitätsprinzip in der
Bayerischen Verfassung zu ver-
ankern. Dies führe aber nur dann
zu einer verbesserten Finanzlage
der Kommunen, wenn bisherige
Benachteiligungen durch den
Freistaat ausgeglichen werden
und die Mittel für den kommu-
nalen Finanzausgleich unangeta-
stet bleiben. Damit führten end-
lich die wiederholten Vorstöße
der SPD-Landtagsfraktion zum
Erfolg, durch die Aufnahme des
Prinzips „Wer anschafft, muss
auch bezahlen“ eine aufgabenge-
rechte Finanzausstattung der
bayerischen Kommunen verfas-
sungsrechtlich abzusichern.  DK

Für Wasser und Abwasser 
müssen noch Milliarden fließen

Landtag diskutiert Bericht des Umweltministeriums
Kleinkläranlagen für ein halbe Million Menschen

Wasserversorgung und vor allem Abwasserbeseitigung
waren und bleiben ein „dynamisches Thema“ für das die
Kommunen und der Freistaat Milliarden aufwenden
müssen. In diesem Sinn hat das Umweltministerium Stel-
lung genommen. Im Landtag stimmen alle Fraktionen in
der Tendenz überein, diesen Schwerpunkt im Etat durch
Fördermittel zu betonen, wobei im Abwasserbereich den
Kleinkläranlagen eine begrenzte Bedeutung zukommt.

Im Haushaltsausschuss stand
ein „Erfahrungsbericht zur RZ-
Was 2000“ auf der Tagesord-
nung. Die im Sommer 2000
geänderten Richtlinien für Zu-
wendungen zu wasserwirtschaft-
lichen Vorhaben regeln die Fest-
betragsfinanzierung nach Anla-
gengröße bei vereinfachtem Ver-
wendungsnachweis durch die
Kommunen. Die Pauschale wur-
de durch gezielte Förderung ab-
gelöst. Der zuständige Ministe-
rialrat Gustl Geisenhofer gab
zunächst eine Bilanz: Heute sind
demnach rund 98,5% der bayeri-
schen Bevölkerung an 4100 öf-
fentliche Wassergewinnungsan-
lagen angeschlossen und ist die
Versorgung mit einwandfreiem
Trinkwasser „nahezu flächen-
deckend gesichert“. An rund
3000 öffentliche Abwasserreini-
gungsanlagen sind etwa 94% der
Menschen sowie „eine Vielzahl
von Industrie- und Gewerbebe-
trieben“ angeschlossen.

Schutzkonzepte

Bei der künftigen RZWas-För-
derung liegt der Schwerpunkt
nicht mehr im weiteren Ausbau
sondern bei den Schutzkonzep-
ten der Wasserversorgungsunter-
nehmen. Das Ministerium geht
davon aus, dass sich rund 1 %
der Bewohner Bayerns längerfri-
stig über eigene Hausbrunnen
versorgen. Für die zentralen Ver-
sorgungsanlagen geht es um die
verschärften Qualitätsanforde-
rungen für Trinkwasser, vor al-
lem durch Ersatz schadhafter

und technisch „völlig unzurei-
chender Wasserleitungen“, so-
weit vor 1960 gebaut und noch
nicht gefördert. Das Ministerium
kalkuliert etwa 400 Millionen €
„zuwendungsfähige“ Kosten,
woraus sich nach den Richtlinien
ein staatlicher Förderbetrag von
rund 180 Millionen € errechnet.

96 % Anschlussgrad

Ziel in der Abwasserentsor-
gung ist es, bis Ende 2005 den
Anschlussgrad an öffentliche
Kläranlagen auf 96% anzuhe-
ben. Das Ministerium geht da-
von aus, dass rund 500 000 Men-
schen , gleich 4% der Bevölke-
rung „auf Dauer über private
Kleinkläranlagen zu entsorgen
sein“ werden. Für sie werden
„Nachrüstungen“ ins Auge ge-
fasst. Für weitere 200 000 Men-
schen, meist in kleinen Ortstei-
len, geht es um eine „erstmalige
abwassertechnische Erschlie-
ßung, um Nachrüstungen beste-
hender Anlagen und um die Er-
neuerung undichter Kanäle mit
Baujahr vor 1960. Alles in allem
rechnet das Umweltministerium
beim Abwasser mit etwa 2,5
Milliarden € zuwendungsfähiger
Kosten, was einen Förderungs-
bedarf aus der Staatskasse von
rund 1 Milliarde € bedeutet.

Weniger Geld, 
aber dafür schneller

In der Aussprache begrüßten
die Sprecher der Fraktionen
zwar die Bemühungen der

Staatsregierung, bewerteten sie
jedoch in bestimmten Punkten
unterschiedlich bis gegensätz-
lich. Zur Förderschwelle meinte
der CSU-Experte Walter Hof-
mann, Bayern sei zwar mit sei-
nem Fördervolumen „einsame
Spitze aller Länder“, doch die
Gemeinden forderten, gebt uns
lieber etwas weniger, aber dafür
schnell, damit wir nicht auf die
Banken zur teuren Zwischenfi-
nanzierung angewiesen sind’.
Eine „punktgenaue Landung“
sei mit der RZWas leider nicht
möglich. Bauabschnitte von 15
bis 20 Jahren seien zu lang. Die
Kommunen sollten sich auf das
Wesentliche beschränken. De-
zentrale Anlagen würden Ge-
meinden und Staat viel Geld er-
sparen. Mit dem jetzigen Förder-
system lasse sich trotz mancher
Vorbehalte leben und arbeiten.

Probleme 
mit der Eigenfinanzierung

Klaus Wolfrum (SPD) meinte,
die Anhebung der Förderschwel-
le sei „nicht das Gelbe vom Ei“,
sie sollte gesenkt und die Förder-
sätze sollten erhöht werden. Vie-
le Gemeinden hätten wasserwirt-
schaftliche Vorhaben nicht ange-
meldet, weil sie sich die Eigenfi-
nanzierung nicht leisten können.
Der stellvertretende Ausschuss-
vorsitzende Johannes Strasser
(SPD) fragte, ob die staatliche
Förderung wirklich als freiiwilli-
ge Leistung einzustufen sei, wo
doch das Landesentwicklungs-
programm sage, „dass wir in al-
len Landesteilen vergleichbare
Situationen zu schaffen haben“.

Verhältnismäßigkeit

Für Emma Kellner (Grüne)
heißt das Förderziel „Umwelt-
schutz sowie Verhältnismäßig-
keit der Gebühren“. In den Städ-

Virtuelle 
Behörde erneut

in Garching
Am 2. Juli trifft sich die
kommunale EDV-Szene
im Garchinger Bürger-
haus. Die Bayerische Ge-
meindezeitung lädt ge-
meinsam mit den kom-
munalen Spitzenverbän-
den zu ihrer 7. Zukunfts-
werkstatt „Die virtuelle
Behörde“.
Unsere Themen:

Behördenanwendungen
Kameralistik versus kauf-
männische Buchhaltung, di-
gitale Signatur, Bürgerin-
formationssysteme,  Haus-
haltsinterne Prozesse, Ein-
sparpotenziale, Beschaffung

Internet/Intranet
Bürger und Amt in Internet
und Intranet, Dokumente
und Formulare, Lebensla-
gen-Konzept, Marktplatz
Bayern, Portale, Sicherheit

Geo-Informationssysteme
Baugenehmigungsverfah-
ren, digitale Flurkarte, Ka-
tasteramt, Geoprtale, Ge-
werbeflächenmanagement.

Werthaltigkeit
Kosten-/Nutzen-Realtion

Netzwerke

Mobilfunknetze

Eine dreitägige Motor-
radtour der Luxusklasse
für zwei Persononen mit
einem BMW-Motorrad
winkt als Hauptgewinn
bei unserer Verlosung.

Anmeldung: 
www.gemeindezeitung.de

Wir freuen uns auf
Ihr Kommen!

Verbandsversammlungen
der Spitzenverbände

Verband der bayerischen Bezirke 3./4. Juli 2003:

Blickpunkt Mensch
Die Integration von Menschen mit Behinderung als gesamt-

gesellschaftliche Herausforderung steht im Mittelpunkt der
Jahrestagung des Verbands der Bayerischen Bezirke am 3./4.
Juli in der Aschaffenburger Stadthalle. Als Hauptrednerin er-
wartet Präsident Dr. Georg Simnacher die bayerische Sozial-
ministerin Christa Stewens.

Bayerischer Städtetag 10./11. Juli 2003:

„Krise der Städte - 
Krise des ganzen Landes“

Der Bayerische Städtetag findet am 10. und 11. Juli 2003 im
Kur- und Kongress-Center Bad Windsheim statt. Im Mittel-
punkt der Tagung wird die Finanzsituation der Städte und Ge-
meinden stehen. Zur Diskussion mit den Kommunalpolitikern
lud Städtetagsvorsitzender, OB Josef Deimer, Finanzstaatsse-
kretärin Dr. Barbara Hendricks, Finanzminister Prof. Dr. Kurt
Faltlhauser, Prof. Thomas Bauer, Vizepräsident des Verbandes
der Bayerischen Wirtschaft, sowie Prof. Dr. Lorenz Jarass, Mit-
glied des wissenschaftl. Beirats der Kommission zur Reform
der Gemeindefinanzen, ein. Die Argumente des Städtetags ver-
treten die Oberbürgermeister von München und Regensburg,
Christian Ude und Hans Schaidinger, sowie Rudolf Schaupp,
Erster Bürgermeister der Stadt Berchtesgaden. ?

ten würden vergleichsweise
„horrende Gebühren“ verlangt.
Sie, wie auch die SPD-Abgeord-
neten hielten der CSU vor, sich
zu spät und zu zögerlich für
Kleinkläranlagen auf pflanzli-
cher Basis eingesetzt zu haben.
Im Sinne des Umweltschutztes
empfahl Frau Kellner, weniger
Boden zu versiegeln und mehr

Flächen zum Versickern des ge-
reinigten Abwassers zu schaffen.

Ausschussvorsitzender Man-
fred Ach (CSU) empfahl weitere
Gespräche mit dem Ministerium.
Da der Haushaltsausschuss nur
für die Finanzen zuständig sei,
sollte die Diskussion im Landtag
zusammen mit dem Umweltaus-
schuss geführt werden. rm

Faltlhauser zu Gemeindefinanzen:

Bayerisches Sofortprogramm
in Berlin erfolgreich!

„Das bayerische Sofortprogramm zur finanziellen Entlastung
der Kommunen ist einen entscheidenden Schritt vorangekom-
men“ erklärte Finanzminister Kurt Faltlhauser nach der Sit-
zung des Finanzausschusses des Bundesrates in Berlin. „Die
Finanzminister der unionsregierten Länder haben die bayeri-
schen Vorschläge geschlossen unterstützt und damit den Weg
für eine rasche und wirksame Hilfe für die Kommunen freige-
macht“ so Faltlhauser. 

„Die Entscheidung hat wieder
einmal die Doppelzüngigkeit der
SPD deutlich gemacht: Während
die SPD in Bayern vehement
Hilfe für die Kommunen einfor-
dert, verweigert sie dort, wo sie
Regierungsverantwortung trägt,
diese Hilfe. Damit werden die
Forderungen der SPD in Bayern
vollständig unglaubwürdig.
Außer wohlfeilen Ankündigun-
gen dürfen sich die Kommunen
von der SPD nichts erhoffen“,
stellte Faltlhauser fest.

Reduzierung 
der Gewerbesteuerumlage

Allein in diesem Jahr sollen
durch das bayerische Sofortpro-
gramm 2,0 Milliarden Euro zu-
sätzlich in die Gemeindekassen
fließen, im nächsten Jahr sollen
es 3,4 Milliarden Euro sein. 

Die Verbesserungen auf der
Einnahmenseite werden durch
eine Reduzierung der Gewerbe-
steuerumlage auf das Niveau vor
der rot-grünen Steuerreform ab
dem Jahr 2003 und durch eine
vorübergehende Erhöhung des
Anteils der Kommunen am Auf-
kommen der Umsatzsteuer im
Jahr 2004 erreicht. Die finanziel-
le Situation der Kommunen wird
also verbessert, ohne den Bürger
zu belasten.

„Verbesserungen auf der Ein-
nahmenseite wären aber vergeb-
lich, wenn nichts zur Eindäm-
mung der Ausgaben der Kom-
munen getan würde“, so Faltl-
hauser. Hierzu sieht das Sofort-
programm verschiedene Maß-
nahmen vor. So soll es bei der
Sozialhilfe und bei der Kinder-
und Jugendhilfe zu wirksamen
Entlastungen kommen. Die
Grundsicherung, eine Art Min-

destrente ohne Eigenvorsorge
oder Eigenleistung, sollte am be-
sten ganz aufgehoben werden,
zumindest aber muss der Bund
den Kommunen die Belastung
durch die neue Aufgabe vollstän-
dig ausgleichen. Für Menschen
mit Behinderung ist ein eigenes
Leistungsgesetz des Bundes vor-
zubereiten. Als Schutz vor neuen
Belastungen ist die Einführung
des Konnexitätsgedankens auf
Bundesebene angedacht. 

Faltlhauser appellierte an Ber-
lin, die bayerischen Vorschläge
möglichst schnell aufzugreifen
und sich für die Umsetzung im
Bundestag einzusetzen. „Hier
steht ein echter Prüfstein für die
Kommunalfreundlichkeit der
Bundesregierung.“ ?

Stockstadt
wird Markt
„Die positive Entwick-

lung der Gemeinde Stock-
stadt a. Main (Landkreis
Aschaffenburg) erreicht mit
der Verleihung der Bezeich-
nung ‘Markt’ ihren Höhe-
punkt“, betonte Innenmini-
ster Dr. Günther Beckstein
anlässlich der Überreichung
der Markterhebungsurkunde
am 31. Mai 2003. Damit
wird Stockstadt a. Main
Bayerns 382. Markt. Bisher
durften sich von den insge-
samt 2.056 bayerischen Ge-
meinden 313 Stadt und 381
Markt nennen. Zuletzt er-
hielt die Gemeinde Mainle-
us im Landkreis Kulmbach
das Prädikat ‘’Markt’’ im
Jahr 2000 verliehen.           ?
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Die Gewerbesteuer ist ja
ein gar lustig Ding. Sie geht
rauf und sie geht runter, im-
mer unkalkulierbar, immer
aber auch zur Freude oder
zum Entsetzen des jeweili-
gen Kämmerers. Freude
und Entsetzen liegen insbe-
sondere dort nahe beieinan-
der, wo ein Unternehmen in
kleineren Gemeinden an der
Gewerbesteuer „mehrheits -
beteiligt“ ist. 

Solche Fälle sind gar nicht so selten. Aus
diesem Grunde ist es ein richtiges Anliegen
vieler Kommunalpolitiker, steuerlich einiger-
maßen kalkulierbare und konstante Einnah-

men in den Gemeindehaushalten ausweisen
zu können. Ob dazu die Gewerbesteuer-Reak-
tivierung der richtige Weg ist, mag dahinge-
stellt bleiben.

Sicherlich hat unser Ministerpräsident
Dr. Edmund Stoiber recht, wenn er darauf
hinweist, dass die Vorschläge zur Revitali-
sierung der Gewerbesteuer erhebliche,
nicht ertragsabhängige Bestandteile ha-
ben. Dies im Hinblick auf die wirtschaftli-
che Konkurrenzfähigkeit Deutschlands zu

problematisieren, ist ohne
Zweifel notwendig.

Es ist ein bleibendes Ver -
dienst der beiden  Finanzmi-
nister Franz-Josef Strauß und
Theo Waigel in ihrer Amtszeit
dafür gesorgt zu haben, dass
die Gemeinden an zwei
großen Steuerarten neu betei-
ligt wurden. In der großen
Koalition hat Franz-Josef
Strauß durchgesetzt, dass die
Einkommenssteuerbeteili -
gung kam. Dafür wurde die
Gewerbesteuerumlage einge-
führt. Dass diese heute von
der gegenwärtigen Bundesre-

gierung mißbraucht wird, dafür kann er nichts.
Theo Waigel hat die Gewerbekapitalsteuer

abgeschafft und dafür die Umsatzsteuerbetei-
ligung den Gemeinden eröffnet. Diese Beteili-
gung zu erhöhen wäre in jedem Fall ein er-
heblicher Vorteil für die Gemeinden, da sie
dann ihre kalkulierbaren Einnahmen, die
nach einem örtlichen Schlüssel berechnet
werden, verbessern.

Es bleibt zu hoffen, dass sich die bayerische
Linie in dieser Frage bei den kommenden Ver -
handlungen durchsetzt.

KolumneGZ Luitpold Braun

Gemeinden brauchen 
kalkulierbare Einnahmen
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54. Sudetendeutscher Tag in Augsburg: 

Stoiber fordert hartes „Nein“ 
gegen starre Politik Prags 

Schirmherr fordert Schließung der Gerechtigkeitslücken
„Augsburger Appell“ / Karlspreis für Staatsminister a. D. Franz Neubauer

Augsburg (jdt). Mit harter Kritik verurteilte Ministerprä-
sident Dr. Edmund Stoiber beim 54. Sudetendeutschen
Tag in Augsburg das Festhalten der Prager Regierung an
den Benesch-Dekreten. Als Hauptredner der Großkund-
gebung in der überfüllten Schwabenhalle des Messezen-
trums zeigte sich Stoiber empört über die immer wieder-
kehrenden demonstrativen Bestätigungen der Unrechts-
grundlagen für die Verfolgung und Vertreibung der rund
3,5 Millionen Sudetendeutschen. Dass der tschechische
Ministerpräsident Spidla kürzlich in Frankfurt wiederum
gesagt habe, die Benesch-Dekrete „sind gültig und bleiben
gültig“, passe ganz und gar nicht in die Verpflichtung, gute
Nachbarschaft aufzubauen.

Mit großem Nachdruck be-
stand der Ministerpräsident, der
von den Kundgebungsteilneh-
mern immer wieder mit starkem
Beifall unterbrochen wurde, dar-
auf, die Führung im Nachbar-
land müsse sich in die europäi-
sche Werteordnung einfügen.
Mit der Äußerung Spidlas seien
auch alle jene in Berlin und
Brüssel brüskiert worden, die

schädigen zu wollen. Von Stoi-
ber wurde begrüßt, dass die Su-
detendeutsche Landsmannschaft
ein Büro in Prag eröffnet habe,
wobei es Zustimmung und Pro-
teste zu registrieren gelte. 

Treue gehalten

Der Bundesvorsitzende der
Sudetendeutschen Landsmann-

„Die Vertreibung hat für viele
Ungerechtigkeit und großes Leid
bedeutet ... Die Zeit ist gekom-
men, die Wunden, die wir uns in
der Vergangenheit gegenseitig
zugefügt haben, gemeinsam zu
heilen. Es ist mir sehr bewusst,
liebe Freunde , dass Unrecht zu-
tiefst geschah, als Deutsche und
Ungarn nach dem Krieg vertrie-
ben wurden“. Der Präsident ver-
sicherte, das Leid der Vertriebe-
nen sei nicht vergessen. In der
Rechtsgemeinschaft der Europäi-
schen Union sehe er, Cox, „eine
Garantie für gemeinsame Werte.
Kein Bürger darf innerhalb der
EU diskriminiert werden“.

Der Sprecher der SL, Land-
tagspräsindent Johann Böhm,
stellte heraus, dass es seinen
Landsleuten vorrangig um die
Anerkennung von Recht und
Moral gehe. Für die Sudeten-
deutsche Jugend erklärte deren
Vorsitzender Robert Wild die
Bereitschaft zur Mitarbeit am
Weiterbau des gemeinsamen
Hauses Europa. Viel Applaus
gab es beim farbenfrohen Einzug
der Fahnenabordnungen aus
dem In- und Ausland und der
Trachtler. Das Totengedenken
sprach der Kreisvorsitzende der
SL Augsburg, Gerhard Müller. 

Tschechischer Priester
grüßte „Landsleute“

Vorausgegangen war der
Kundgebung in der vollbesetz-
ten Schwabenhalle der große
Festgottesdienst mit dem sude-
tendeutschen Visitator, Pater
Norbert Schlegel. Neben ihm am
Altar standen u.a. der Sekretär
der Tschechischen Bischofskon-
ferenz, Pater Daniel Herman
(Prag), der aus Prag bzw. Karls-
bad stammende Augsburger
Domkapitular Prälat Dr. Wolf-
gang Klieber und der aus einem
berühmten böhmischen Adelsge-
schlecht stammende Pater Ange-
lus Waldstein (Kloster Ettal). Pa-
ter Herman richtete ein herzli-
ches Grußwort an seine sudeten-
deutschen „Landsleute“.

sich einredeten, die Benesch-De-
krete seien nicht gehr gültig.

Verletztes 
Rechtsempfinden

Von Stoiber wurde bedauert,
dass das verletzte Rechtsempfin-
den der Sudetendeutschen bisher
nicht geheilt worden sei. Dass al-
le CSU-Abgeordneten im Euro-
pa-Parlament gegen den Beitritt
der Tschechischen Republik ge-
stimmt hätten, sei kein „Nein“
gewesen gegen das tschechische
Volk: „Aber es war ein Nein ge-
gen die starre tschechische Poli-
tik“. Dieses „Nein“ solle als Sig-
nal in das Nachbarland verstan-
den werden, Wunden aus der
Vergangenheit zu heilen und in
einen Dialog mit den Repräsen-
tanten der Sudetendeutschen ein-
zutreten.

Für die noch ausstehende Be-
wältigung menschenverachten-
den und völkerrechtswidrigen
Unrechts machte Stoiber die
Bundesregierung zum Mitange-
klagten: „Weder Schröder noch
Fischer, der ansonsten für die
Menschenrechte in aller Welt
kämpft, haben auch nur einen
Finger für die Sudetendeutschen
gerührt’’. Das gelte ebenso für
den Erweiterungskommissar
Günther Verbeugen. Der Mini-
sterpräsident kündigte weiteren
Einsatz für „Europa als Frie-
dens-, Rechts- und Wertege-
meinschaft“ an. Ein ermutigen-
des Zeichen sei die Ankündi-
gung des stellvertretenden tsche-
chischen Ministerpräsidenten
Mares die in der Heimat verblie-
benen Sudetendeutschen ent-

schaft, der Europaabgeordnete
Bernd Posselt, dankte Stoiber für
den „massiven Einsatz“ für die
Sudetendeutschen. Der Schirm-

sen deutscher Staatsbürger“. nd
dem Dankeswort würdigte 

In seinem Grußwort erinnerte
der Oberbürgermeister von
Augsburg, Dr. Paul Wengert,
daran, dass die Fuggerstadt nach
dem Krieg der größte Zielbahn-
hof für Vertriebene in der ameri-
kanischen Besatzungszone war.
Augsburg habe rund 30.000 Su-
detendeutsche aufgenommen. 

Gedenktag 5. August

Die bayerische Sozialministe-
rin Christa Stewens forderte in
ihrer Rede das Ende der „unsäg-
lichen Diskriminierung der
Deutschen in Tschechien“. An-

gekündigt wurde von dem Kabi-
nettsmitglied eine bayerische
Bundesratsinitiative zur Ein-
führung eines „Nationalen Ge-
denktages für die Opfer der Ver-
treibung“ am 3. August. Hier
solle an die Unterzeichnung der
„Charta der deutschen Heimat-
vertriebenen“ am 5. August 1950
erinnert werden. Grossen Beifall
gab es, als Ministerin Stewens
den Paneuropa-Präsidenten Otto
von Habsburg ( „..ein Marken-
zeichen für den Einsatz für
Recht und Gerechtigkeit“) und
dessen Gemahlin Regina beson-
ders begrüßte. 

Auf ein zeitweise lautstarkes
kritisches Echo stieß die Anspra-

Viele Glückwünsche gab es beim Sudetentag 2003 in Augsburg
für den neuen Träger des europäischen Karls-Preises der SL,
Staatsminister a. D. Franz Neubauer. Unser Bild zeigt von 1inks:
Visitator Pater Norbert Schlegel, Franz Neubauer, die sudeten -
deutsche Unternehmerin Marlene Wetzel-Hackspacher, Wein-
prinzessin Diana Warmuth (Bad Bocklet), Regina von Habs-
burg, Otto von Habsburg, Renate Hackspacher. Bild:-jdt-

herr „hat uns in allen Stürmen
die Treue gehalten“. Sonderbei-
fall gab es für die aus dem Sude-
tenland stammende Ehefrau des
Ministerpräsidenten, Karin Stoi-
ber, Dauergast bei allen Sudeten-
deutschen Tagen seit zehn Jah-
ren. Als „Augsburger Appell“
wertete Posselt seinen Aufruf an
die Nachbarrepublik, sich end-
lich vom „Müll“ der Benesch-
Dekrete zu trennen und „zu ent-
rümpeln“.

Grußwort 
von EU-Präsident Cox

Von vielen als Sensation emp-
funden wurde die während der
Hauptkundgebung auf zwei
Großbildschirme übertragene
Grußbotschaft des im Jahr 2002
gewählten Präsidenten des Eu-
ropäischen Parlaments, des Iren
Patrick Cox. Er stellte u.a. fest: 

Moralische Autorität

In den Mittelpunkt des Sude-
tentages rückte die Verleihung
des „Europäischen Karls-Preises
2003“ der SL an Staatsminister
a. D. Franz Neubauer. In der
Laudatio auf den Geehrten, der
18 Jahre lang als Volksgruppen-
sprecher großen Einsatz zeigte,
stellte Landtagspräsident Böhm
fest, Neubauer habe mit morali-
scher Autorität eine beispielge-
bende „Volksdiplomatie“ betrie-
ben. Diese sei gepägt gewesen
gewesen von christlicher Aus-
richtung, Versöhnung, Geradli-
nigkeit und dem ausgeprägten
Sinn für Gerechtigkeit. In sei-
nem Dankeswort würdigte Neu-
bauer die Unterstützung durch
Ministerpräsident Stoiber und
den Freistaat. Kritik galt der
Bundesregierung für ihre Nicht-
vertretung berechtigter Interes-

che des Parlamentarischen Staats-
sekretärs im Bundesinnenmini-
sterium , Fritz Rudolf Körper.

Geprägt war der Sudetentag
2003 von zahlreichen Sonder-
veranstaltungen, Kulturprogram-
men (mit Verleihung von sieben
Kulturpreisen), Vorträgen, Kreis-
und Ortstreffen, einem großen
Volkstumsabend, Konzerten,
Zeitzeugen-Zusammenkünften,
einem „Sudetendeutschen
Schatzkästlein“, Ausstellungen,
einer großen Präsentation der
Jugend und der Heimatpflege.
Bundesvorsitzender Posselt
sprach von einem „eindrucks-
vollen Bekenntnis“ mit etwa 
80. 000 Teilnehmern. ?

Positive Jugendherbergsbilanz
München (wefa) - Während die meisten Hotels, Gasthöfe und
Pensionen eine rückläufige Belegung melden, können die
bayerischen Jugendherbergen noch zulegen. Die Bilanz 2002
weist ein Übernachtungsplus von 1,4 Prozent bei 82 Herbergen
aus. Dies gab jetzt Vorsitzender Otto Wirthensohn vom DJH-
Landesverband bekannt.

In den weiß-blauen Herber-
gen übernachteten im letzten
Jahr 520586 Gäste (plus 0,8
Prozent). Im Durchschnitt hiel-
ten sie sich 2,7 Tage auf. Noch
immer sind es die Schulklassen,
bei denen die Jugendherbergen
hoch im Kurs stehen (58,2 Pro-
zent), während die Einzelgäste
nur 10,7 Prozent ausmachen
(9,8 Prozent weniger als im
Vorjahr). Seit zehn Jahren ist
der Anteil der Ausländer wiede
runter 10 Prozent gefallen (9,6),
was allein mit dem Ausbleiben
der Amerikaner (minus 20 Pro-
zent) erklärt wird. 

Auslastungssteigerung 

Weil das Jugendherbergswerk
seine Bettenkapazität auf 9.840
Betten verringert hat, ergibt sich
eine Steigerung der Auslastung
auf 40,3 Prozent. Spitzenwerte
erreichen die Jugendherbergen
in Benediktbeuren-Don Bosco
(99,3 Prozent), die Burg Wern-
fels bei Spalt (92,2 Prozent), die
Burg Schwaneck bei Pullach
(79,6 Prozent). Allerdings kön-
nen elf Jugendherbergen nur ei-
ne Belegung um die 20 Prozent
registrieren.

Eine überdurchschnittliche
Steigerung können die unterfran-
kischen Jugendherbergen (7,7
Prozent) vermelden, während
Oberfranken einen Rückgang
um drei Prozent hinzunehmen

hat, was auf die Schließungen
der Häuser in Gößweinstein und
Lichtenfels zurückzuführen ist.
40 Prozent aller Übernachtun-
gen meldet der Bezirk Oberbay-
ern, gefolgt von Mittelfranken
(15 Prozent). Die Häuser in
Dinkelsbühl, Rothenburg,

Nürnberg und Gunzenhausen
tragen zum überdurchschnittli-
chen Plus bei.

Der bayerische Landesver-
band ist nach Baden-Württem-
berg der zweitstärkste in
Deutschland. Er hat 216110 Mit-
glieder, davon 6000 Schulen.
Künftig wird der Landesverband
professioneller geführt. Die lau-
fenden Geschäfte übernimmt
ein hauptamtliche Vorstand, der
die 500 Mitarbeiter in den 82 Ju-
gendherbergen leitet.           Falk

Landwirtschaftsminsiter Josef Miller:

Strukturelle Probleme 
gemeindeübergreifend lösen

Geldersheim, Lkr. Schweinfurt - Landwirtschaftsminister Jo-
sef Miller hat die bayerischen Gemeinden aufgerufen, zur Lö-
sung struktureller Probleme verstärkt das Instrument der Re-
gionalen Landentwicklung zu nutzen. 

Damit könnten Projekte, die
von einer Gemeinde gerade in
Zeiten knapper Kassen allein
nicht zu bewältigen sind, effek-
tiv und kostengünstig realisiert
werden, sagte der Minister bei
der Vorstellung eines interkom-
munalen Entwicklungskonzep-
tes in Geldersheim im Land-
kreis Schweinfurt. 

Nach Worten des Ministers
ermöglicht die Regionale Land-
entwicklung den zielgerichteten
Einsatz von Flurneuordnung
und Dorferneuerung und eine
einvernehmliche Umsetzung
gemeindeübergreifender Ent-
wicklungsvorhaben. Beispiel-
haft nannte Miller die Planung
gemeinsamer Gewerbegebiete,

die Vernetzung von Biotopen,
die Umsetzung von Konzepten
zum vorbeugenden Hochwas-
serschutz, die Anlage von Nah-
erholungseinrichtungen und die
Wiederbelebung regionaler
Kreisläufe. 

Je nach Ausgangslage ist die
Erstellung eines ganzheitlichen,
interkommunalen Entwick-
lungskonzeptes oder eine pro-
jektbezogene strategische Alli-
anz mehrerer Gemeinden mög-
lich. Landesweit laufen derzeit
rund 30 Vorhaben der Regiona-
len Landentwicklung. Weitere
zehn sind in der Vorbereitungs-
phase. Interessenten wenden
sich an die Direktionen für
Ländliche Entwicklung.          ?
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(Fortsetzung von Seite 1)
ten (14%) und den Bundeskanz-
ler (13%) die insgesamt gering-
sten Vertrauensbekundungen.

Regionale Identität

Insgesamt wird deutlich, dass
unter den Faktoren, die eine be-
sondere Lebensqualität Bayerns
ausmachen, die Menschen selbst
eine ganz entscheidende Rolle
spielen. Dabei besitzen die Bay-
ern durchaus auch eine regionale
Identität. Dies gilt ganz beson-
ders für Oberbayern, Schwaben
und Oberpfälzer, die vergleichs-

sche Eigenschaften der Bevölke-
rung wie Bodenständigkeit, Gast-
freundschaft und Aufgeschlos-
senheit als typische Merkmale
der Region im Vergleich zu Ge-
samtbayern angesehen werden.

Hohe Emotionalität

Unverkennbar ist, dass Heimat
und Heimatgefühl mit einer sehr
hohen Emotionalität verbunden
sind. Dies hat laut Studie zur
Folge, „dass man Heimat eher
dort verortet, wo man enge so-
ziale Kontakte hat, lebt, geboren
ist und Kultur und Traditionen

Großes Selbstbewusstsein

Die hohe Identifikation mit
Bayern und das intensive bayeri-
sche Heimatgefühl führen dazu,
dass die Bayern mit großem
Selbstbewusstsein und dem
sprichwörtlichen Wir-Gefühl ih-
re Position innerhalb der Bun-
desrepublik Deutschland wahr-
nehmen. Die Spitzenposition
Bayerns, die in erster Linie mit
der kontinuierlichen guten Poli-
tik der Staatsregeierung und der
CSU, sowie wirtschaftlichen und
arbeitsplatzmäßigen Rahmenbe-
dingungen verbunden wird, führt
zwar einerseits zu der Sichtwei-
se, dass Bayern das ihm zukom-
mende politische Gewicht inner-
halb der deutschen Bundesländer
besitzt. Dies ändert jedoch nichts
daran, dass für ein Fünftel der
Bayern das Gewicht des Frei-
staats im Konzert der verschie-
denen Bundesländer noch etwas
gesteigert werden könnte und
darüber hinaus auch eine Intensi-
vierung der Interessenvertretung
durch die Bayerische Staatsre-
gierung in Deutschland und Eu-
ropa zu begrüßen wäre. 

Mehr Eigenständigkeit

In ähnlicher Form wird auf-
grund des ausgeprägten bayeri-
schen Selbstbewusstseins auch
die Frage einer größeren Unab-
hängigkeit und Eigenständigkeit
Bayerns gesehen. Eine größere
Eigenständigkeit und politische
Unabhängigkeit würde von ei-
nem knappen Viertel der Bayern
vorbehaltlos und von einem wei-
teren Drittel zumindest teilweise
begrüßt, während es bei der Fra-
ge nach einem autonomen Staat
Bayern ähnlich wie Österreich
etwas mehr Zurückhaltung gibt.

Das hochkarätige Podium bei der Vorstellung der Generatio-
nenstudie im Konferenzzentrum der Hanns-Seidel-Stiftung in
München: Dr. Karl-Ulrich Gelberg, Prof. Ursula Männle, Dr.
Helmut Jung und Dr. Gerhard Hirscher. ?

Denn nur 17% aller Bayern be-
fürworten dies ohne Einschrän-
kungen, 56% lehnen dies klar ab. 

Kreativität der kommunalen
Ebene ist gefordert

Im Rahmen einer Expertenta-
gung im Konferenzzentrum
München der Hanns-Seidel-Stif-
tung wurde die Studie jüngst vor-
gestellt. Laut GMS-Geschäfts-
führer Dr. Helmut Jung doku-
mentieren die Untersuchungser-
gebnisse, dass eine totale Absti-
nenz der Politik in Verbindung
mit der Entwicklung von Iden-
tität und Heimatgefühl ebenso
falsch wäre, wie eine Majorisie-
rung und Dominanz, bei der den
Bürgern im Detail vorgeschrie-
ben wird, was Heimatgefühl und
Identität für sie im einzelnen zu
bedeuten hat. Wahrscheinlich, so
Jung, wurde der Begriff „Leitkul-
tur“ von vielen Menschen in die-
sem Sinne interpretiert und mis-
sverstanden, so dass es zu der un-
seligen und überflüssigen Debat-
te darüber kam.

Aktionsfelder

Erwünscht und gewollt seien
jedoch seitens der Bürger all jene
oben beschriebenen Aktionsfel-
der, durch die die Politik Rah-
menbedingungen für die Iden-

(Fortsetzung von Seite 1)
sind ihre Prognosen etwas zuver-
sichtlicher, eine Trendwende ist
jedoch nicht in Sicht. Nur 15
(13) % rechnen mit besseren Ge-
schäften, aber immer noch 16
(20) % befürchten weitere Ein-
brüche. Die Unsicherheit über
die zukünftige Entwicklung der
Weltwirtschaft, SARS und die
starke Euro-Aufwertung hinter-
lassen bereits Spuren im Aus-
landsgeschäft. So hat der Anteil
der Pessimisten von 16 auf 22 %
wieder zugenommen, derjenige
der Optimisten ist von 31 auf 28
% zurückgegangen.

Probleme 
bei der Bauwirtschaft

Eine nachhaltige Konjunktur-
erholung ist auch in der Bauwirt-
schaft nicht in Sicht, denn die
Mehrzahl der befragten Unter-
nehmen rechnet nach wie vor
mit sinkenden Aufträgen. Aller-
dings haben sich die Erwartun-
gen nach dem Stimmungsein-
bruch im Januar 2003 nun leicht
erholt und die Unternehmen hof-
fen, am Tiefpunkt angelangt zu
sein. Nur noch 20 (46) % gehen
davon aus, dass sich die Lage
weiter verschärft, 7 (2) % zeigen
sich optimistisch.

Die Prognosen im bayerischen
Handel haben sich vom absolu-
ten Einbruch zu Jahresbeginn
jetzt wieder auf dem Niveau
vom Herbst 2002 eingependelt.
In den vergangenen Monaten
hatten immer noch 66 (74) % der
Einzelhändler mit Umsatzrück-
gängen zu kämpfen. Künftig
rechnen nur 7 (8) % mit höheren
Umsätzen, dagegen 52 (48) %
mit einem Minus.

Keine Wachstumsimpulse

Wachstumsimpulse sind auch
von den unternehmensnahen
Dienstleistern nicht zu erwarten.
Bei 44 (46) % der befragten Un-

ternehmen sind in den vergange-
nen Monaten die Umsätze weiter
gesunken, nur 20 (25) % ver-
zeichneten einen Aufwärtstrend.
Gravierende Verbesserungen er-
warten die Unternehmen in na-
her Zukunft nicht. Sie hoffen
aber, dass sich die Lage zumin-
dest stabilisiert.

Personalabbau

„Die tiefe Vertrauenskrise der
Unternehmen führt dazu, dass
sie sich auch weiterhin mit Inve-
stitionen zurückhalten“, so Dörf-
ler. In der Industrie, im Bau und
im Großhandel hat sich die Inve-
stitionsbereitschaft nur wenig
verbessert. Im Einzelhandel ver-
harrt sie seit Herbst 2002 auf ei-
nem Tiefststand. Die unterneh-
mensnahen Dienstleister haben
ihre Pläne sogar wieder nach un-
ten korrigiert. „Solange diese ne-
gative Entwicklung anhält, wird
die Binnennachfrage nicht anzie-
hen und es keinen nachhaltigen
Aufschwung geben“, befürchtet
der BIHK-Hauptgeschäftsführer.
Zudem zwingen die Nachfra-
geschwäche im In- und Ausland
sowie die hohen Arbeitskosten
die Unternehmen, ihre Personal-
pläne weiter anzupassen. 

Nach wie vor beabsichtigt je-
des dritte Unternehmen Personal
abzubauen. Lediglich unverän-
dert 7 % planen, neue Mitarbei-
ter einzustellen. Im Jahresverlauf
2003 wird es somit nach Ansicht
des BIHK zu keiner Entspan-
nung auf dem bayerischen Ar-
beitsmarkt kommen.

Klare Konzepte nötig

„Das Vertrauen der Wirtschaft
kehrt erst dann zurück, wenn die
Reformdebatten endlich ein kla-
res Konzept erkennen lassen“, so
Dörfler. Gegenwärtig sei jedoch
das Gegenteil der Fall. Fast täg-
lich würden Unternehmen wie
Arbeitnehmer mit einem neuen

Vorschlag beglückt, der nach
wenigen Tagen wieder demen-
tiert und nur wenig später in ab-
gewandelter Form erneut ans Ta-
geslicht gezerrt werde. „Für Auf-
bruchstimmung“, kritisiert Dörf-
ler, „sorgt diese Art von Politik
jedenfalls nicht.“     

Die schlechte Lage beim
Handwerk fasste BHT-Präsident
Heinrich Traublinger zusam-
men: Fast die Hälfte (45 %) der
bayerischen Handwerker be-
fürchtet in nächster Zukunft eine
schlechte Geschäftslage, 43 %
erwarten eine befriedigende und
nur 12 % eine gute Geschäftsla-
ge. Vor allem die andauernde
Misere am Bau und die anhalten-
de Konsum- und Investitions-
flaute drücken auf die Stim-
mung. Aber auch „die falschen
politischen Rahmenbedingungen
der Bundespolitik“ hätten
Schuld an der gegenwärtig
schlechten Lage im Handwerk,
betonte Traublinger. Die Bun-
desregierung müsse endlich
dafür sorgen, dass die steuerliche
Belastung des Mittelstandes
spürbar gesenkt, die Lohnzusatz-
kosten zurückgefahren und der
Bürokratiedschungel gelichtet
würden.

Zurückhaltung 
bei Investitionen

Im ersten Quartal dieses Jah-
res beschäftigten die 161.400
Betriebe des bayerischen Hand-
werks rund 900.000 Personen,
gut 2 % weniger als ein Jahr zu-
vor. Der Handwerksumsatz in
Bayern betrug 18,6 Mrd. € und
lag damit um 1,2 Mrd. € unter
dem Niveau des Vorjahresquar-
tals. Die Investitionsbereitschaft
der Betriebe war daher äußerst
zurückhaltend. Für das erste
Vierteljahr des laufenden Jahres
errechnete der BHT ein Investi-
tionsvolumen von 520 Mio. €,
das damit 5 % unter dem Wert
des Vorjahres liegt.                doh.

Heimatgefühl und Heimat ...

weise viele Charakteristika ihrer
Region ins Feld führen. 

Mundart als Besonderheit

Auffällig ist, dass die Ober-
bayern stärker auf Traditionen,
Feste und Brauchtum sowie die
spezifische Landschaft hinwei-
sen. Gemeinsam ist fast allen
Regionen, dass die jeweilige
Mundart als Besonderheit ange-
sehen wird, während ansonsten
Essen und Trinken oder spezifi-

als weiteres Element der Einbin-
dung in das Sozialgefüge erlebt“.
Eindeutig erkennbar ist, dass es
zum Erleben von Heimat visuel-
ler und akustischer Impulse be-
darf. Dabei spielen die Mundart,
die Landschaft, die Menschen
und das Brauchtum eine beson-
ders gewichtige Rolle neben der
Familie und der Tatsache, dass
man am Heimatort eventuell so-
gar auch über Immobilieneigen-
tum verfügt, das die Bindungen
weiter verstärkt.

Talsohle erreicht, Stimmung ...

Dr. Helmut Jung. ?

titätsbildung verbessern und An-
gebote zur Stärkung des Heimat-
gefühls für dort geborene oder
aber zugewanderte Menschen
machen könne. Da Heimatge-
fühl und Identität auf verschiede-
nen Ebenen entstehe und gebil-
det werde, bedeute dies Hand-
lungsbedarf für die Politik und
die Parteien auf allen politischen
Ebenen. 

Gefragt sind laut Jung bei der
Schaffung von guten Rahmenbe-

dingungen für Heimatgefühl und
Identität jedoch nicht nur die
Bundes- und die Landespolitik,
sondern vor allem auch die kom-
munale Ebene. Dies setze mit
Blick auf die katastrophale finan-
zielle Lage der Kommunen nicht
nur den entsprechenden politi-
schen Willen zum Handeln, son-
dern auch eine hinreichende fi-
nanzielle Ausstattung und Kreati-
vität im Umgang mit den knap-
pen Mitteln voraus. DK

Wichtiger LiteraturhinweisGZ GZ

Kommunale Selbstverwaltung
in Ost und West

Die Europäischen Vorgaben,
die Brüssel in die Nähe jeder Ge-
meinde gebracht haben, stehen
im Mittelpunkt des Interesses ei-
nes neuen Bandes, den der Leiter
des Kommunalwissenschaftli-
chen Forschungszentrums Würz-
burg, Prof. Dr. Franz-Ludwig
Knemeyer jüngst herausgab. Das
Instrument der Europäischen
Charta der kommunalen Selbst-
verwaltung hat den Durchbruch
auch im wissenschaftlichen In-
teresse gebracht. 

Mit der Öffnung nach Osten
ist es an der Zeit, den Siegeszug
der Europäischen Kommunal-
charta auch in die mittel- und
osteuropäischen Staaten zu ver-
folgen und in den Kontext der
Entwicklung moderner Demo-
kratien zu stellen. Wissenschaft-
ler und an der Entwicklung maß-
geblich beteiligte Experten ver-
folgen Entstehung und Bedeu-
tung der EKC unter besonderer
Berücksichtigung ihrer Rezepti-
on in den Reformstaaten Mittel-
und Osteuropas (U. Bohner), sie
verfolgen Struktur und Umset-
zung dieser Charta in den Mit-
gliedstaaten des Europarates und

die Kontrolle durch den Kon-
gress der Gemeinden und Regio-
nen Europas (G. Engel), sie stel-
len Überlegungen zur Einbin-
dung dieser Charta in eine
zukünftig europäische Verfas-
sung dar (H. Neuhofer) und be-
trachten schließlich beispielhaft
für die russische Föderation die
Umsetzung der Charta in diesem
für den Osten maßgeblichen Be-
reich (F.-L. Knemeyer). Abge-
schlossen wird der Band durch
eine weltweite Öffnung des
Blicks unter dem Aspekt der
Globalisierung lokaler Demo-
kratie. Entwicklung und Debatte
um eine Weltcharta der lokalen
Selbstverwaltung der UNO wer-
den dargestellt und untersucht
(H. Hoffschulte), um schließlich
die Vorbildfunktion der EKC für
eine Weltcharta der kommunalen
Selbstverwaltung zu bestimmen
(M. W. Schneider).
Franz-Ludwig Knemeyer
(Hrsg.) Kommunale Selbst-
verwaltung In Ost und West,
i. Vb., 2003, 235 5., brosch.,
58,- EURO, 99,- sFr, ISBN 3-
8329-0116-7 (Kommunalrecht -
Kommunalverwaltung, Bd. 41).



26. 06. 2003 KOMMUNALES VERKEHRSWESEN . ÖPNVGZ 5

„Der VDV stellt sich neu auf“
Mitgliederversammlung beschließt neue Verbandsstruktur 

Die Mitgliederversammlung des Verbandes Deutscher Ver-
kehrsunternehmen (VDV) hat eine neue Verbandsstruktur be-
schlossen. Der Verband ist künftig in fünf Sparten organisiert.
In diesen sind jeweils zusammengefasst: die Busverkehre,
die städtischen Schienenverkehre (U-Bahnen, Stadtbahnen,
Straßenbahnen), die Personenbeförderung im Nahverkehr
durch Eisenbahnen (SPNV) und die Schienengüterverkeh-
re. Die fünfte Sparte ist für die anderen Akteure im öffent-
lichen Personennahverkehr vorgesehen: die Organisatio -
nen der Verkehrsverbünde, die Verkehre für die Kunden
integrieren, und die Organisationen der staatlichen und
kommunalen Aufgabenträger, die Verkehrsleistungen defi-
nieren und finanzieren. 

„Der VDV stellt sich damit
neu auf“, betonte VDV-Präsi-
dent Dr. Dieter Ludwig auf
der Jahrestagung seines Ver-
bandes in Karlsruhe. Mit der
neuen Verbandsstruktur werde
der Verband zugleich nach in-
nen offener und nach außen
schlagkräftiger. Damit könne
er als Branchenverband künf-
tig noch wirksamer für die
Weiterentwicklung des öffent-

lichen Personenverkehrs und
des Schienengüterverkehrs
eintreten. Die kundenorien-
tierte und wirtschaftliche Aus-
weitung dieser Verkehre sei
dringend notwendig, um die
umwelt- und flächenschonen-
de Mobilität von Personen
und Gütern zu sichern und um
die Funktionsfähigkeit der
Verdichtungsräume und die
Attraktivität der Regionen zu
erhalten. 

Für die einzelnen vom Ver-
band betreuten Verkehre sei-
en, erläuterte Ludwig, die
technischen, rechtlichen und
betriebswirtschaftlichen An-
forderungen teilweise sehr un-
terschiedlich. Darüber hinaus
würden die einzelnen Ver-
kehrsmärkte durch die fort-
schreitende Liberalisierung
ganz unterschiedliche Ent-
wicklungen nehmen.

Dezentralisierung
in fünf Sparten

Darauf reagiere der VDV
mit der Dezentralisierung sei-
ner Organisation in diese fünf
Sparten, die den Charakter
von Fachverbänden - aller-
dings ohne eigene Rechts-
fähigkeit - hätten. Aber die
Vorsitzenden der Verwal-
tungsräte der einzelnen Spar-
ten würden künftig als Vize-
präsidenten maßgeblich in der
Verbandsspitze mitwirken.
Mit dieser neuen Struktur öff-
ne sich, so Ludwig, der Ver-
band für die zunehmende In-
teressenpluralität in seiner jet-
zigen Mitgliedschaft und

gleichzeitig auch für neue
Mitgliedergruppen. 

Mitgeformte Standards

Als renommierter Fachver-
band habe der VDV bisher
schon die technische, betriebs-
wirtschaftliche und rechtliche
Entwicklung sowie die Stan-
dards in den von ihm vertrete-
nen Verkehrsbereichen ent-
scheidend mitgeformt. Diese
der Daseinsvorsorge zuzu-
rechnenden Bereiche seien
aber viel stärker reglementiert
als andere Wirtschaftsberei-
che. Deshalb müsse der VDV
künftig - im traditionell engen
Schulterschluss mit den kom-
munalen Spitzenverbänden -
noch nachdrücklicher aus sei-
ner unternehmerischen Aus-
richtung die verkehrspoliti-
schen Rahmenbedingungen
für die Entwicklung seiner
Branche beeinflussen: z. B.
die Marktordnungen und de-
ren Umsetzung in die Praxis,
die Finanzierungen, die na-
tionale und internationale
Schieneninfrastruktur und ih-
re Benutzung. Die neue Orga-
nisationsstruktur statte die
Verbandsspitze dafür mit der
erforderlichen Schlagkraft
und schnellen Reaktionsfähig-
keit aus.                                   ?

Erfolgreiche Kooperation:

„Super-Abo“ Augsburg
- München in Sicht

Zusammenarbeit statt Konkurrenz - diese Vereinbarung zwi-
schen den beiden Oberbürgermeistern Christian Ude und Dr.
Paul Wengert zum Wohle der Regionen München und Augs-
burg sollte auch kleine, aber schon bald konkrete Vorteile für
die Bürger ermöglichen. Die beiden Stadtoberhäupter hatten
im vergangenen Jahr die Münchner Verkehrsgesellschaft
(MVG) gebeten, ein gemeinsames Abo-Ticket für Berufspend-
ler zwischen Augsburg und München zu schaffen. Ziel: Statt
bis zu drei verschiedenen Anlaufstellen ein Ticket aus einer
Hand - für Augsburg, München und die DB-Strecke dazwi-
schen. Nunmehr liegen die Ergebnisse vor.

Zielgruppe des neuen Tickets
sind die Berufspendler von
Augsburg nach München bzw.
von München nach Augsburg.
Für sie soll es künftig eine Zeit-
karte im Abo geben (Arbeitstitel
„Super-Abo“), die bis zu drei
Leistungsangebote auf einem
Ticket bündelt - wobei - anders
als heute - die unterschiedlichen
Benutzungsbedingungen für die
einzelnen Streckenabschnitte
vereinheitlicht sind.

Die wesentlichsten
Merkmale:

? Das Super-Abo wird ein per-
sönliches Ticket, gilt ein Jahr
und wird per Abbuchung in
zwölf  Monatsraten bezahlt. Be-
ginn kann jeder Monatserste
sein. Alle DB-Produkte (also
auch ICE, IC) sind einbezogen.
? Das Super-Abo wird für
mindestens zwei teilnehmende
Verkehrsunternehmen / Verbün-
de ausgestellt, wobei immer ei-
ne Teilstrecke der Deutschen
Bahn AG eingeschlossen sein
muss.
? Das Super-Abo berechtigt an
Samstagen, Sonn- und Feierta-
gen zur unentgeltlichen Mitnah-
me von bis zu 4 Personen (bei
der DB gilt diese Mitnah-
memöglichkeit allerdings nicht
in ICE und IC, sondern nur in
den Regionalzügen). 
? Der Preis für das Super-Abo
addiert sich aus den jeweils gül-
tigen Preisen jeweils der   betei-
ligten Partner für ihre Teil-

strecken. Dabei werden aber
nur zehn Monate berechnet
und auf die zwölf Monatsraten
verteilt.

Wenn die jeweiligen Gre-
mien und Genehmigungsbehör-
den den Benutzungsbedingun-
gen zustimmen, ist der Start des
Super-Abos am 1.1.2004 mög-
lich. Für die Zukunft gilt dann:
Nur noch ein Ticket von nur
noch einem Ansprechpartner,
mit einer einzigen Abbuchung,
zu einheitlichen Bedingungen
und mit großzügigen Mitnah-
memöglichkeiten am Wochen-
ende.                                    DK

Wirtschaftlichkeit der Verkehrs-
Unternehmen weiter verbessert

Die wirtschaftliche Lage der Unternehmen des öffentlichen
Personennahverkehrs (ÖPNV) in Deutschland hat sich weiter
verbessert. Wie der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen
(VDV) mitteilt, konnte der Kostendeckungsgrad - als das Ver-
hältnis von Nettoertrag zu Aufwand - nach den jetzt vorliegen-
den Ergebnissen für das Wirtschaftsjahr 2001 auf 70,5 Prozent
gegenüber 68,8 Prozent im Vorjahr gesteigert werden. 

Der Fehlbetrag sei, stellte
VDV-Präsident Dr. Dieter Lud-
wig fest, im Jahr 2001 um vier
Prozent niedriger gewesen als
der Fehlbetrag des Vorjahres.
Die Ertragszuwächse hätten, be-
tonte Ludwig bei der Jahresta-
gung seines Verbandes in Karls-
ruhe, - bei gestiegener Betriebs-
leistung - deutlich über den Auf-
wandssteigerungen gelegen. 

Die gesamten Erträge seien, so
Ludwig, um 304 Millionen Euro
(2,9 Prozent) auf 10,61 Milliar-
den Euro gestiegen. Dabei ließen
sich die Zuwächse vollständig auf
den Anstieg des Nettoertrages
zurückführen. So hätten die Be-
förderungserträge mit plus 4,7
Prozent den höchsten Zuwachs. 

Die Gesamtaufwendungen
seien 2001 lediglich um 1,5
Prozent auf 11,286 Milliarden
Euro gestiegen. Dabei spiegele
sich die Steigerung der Wettbe-
werbsfähigkeit in dem Trend
zur Ausgliederung von Unter-
nehmensbereichen und zur
Fremdvergabe von Leistungen
(Outsourcing) und durch die
Verlagerung von Aufwendun-
gen Personal zu den Aufwen-
dungen für bezogene Leistun-
gen. Die Anzahl der Beschäftig-
ten bei den VDV-Unternehmen
habe sich 2001 um mehr als
zwei Prozent vermindert. Der
Rückgang der Personalaufwen-
dungen sei mit 3,8 Prozent (199
Millionen Euro) deutlich höher
ausgefallen; dem gegenüber
hätten sich die Aufwendungen
für bezogene Leistungen um
150 Millionen Euro erhöht. 

Fahrgastzahlen 
auf hohem Niveau 

Die Zahl der Fahrgäste bei
den VDV-Unternehmen sei,
stellte Ludwig fest, im Jahr
2002 - nach den kontinuierli-
chen Fahrgaststeigerungen in
den Vorjahren - mit 9,018 Milli-
arden auf dem hohen Niveau
des Vorjahres stabil geblieben.
Für diese Entwicklung seien
weiter die anhaltend hohe Ar-
beitslosigkeit und die zu beob-
achtende Zurückhaltung bei
Einkaufs- und Freizeitfahrten
die entscheidenden Einflussfak-
toren verantwortlich. Dabei hät-
ten die kommunalen und regio-
nalen Unternehmen wieder ei-
nen Zuwachs von 0,5 Prozent
auf 7,492 Milliarden Fahrgäste
erzielt. Die DB Regio AG hin-
gegen habe einen Rückgang ih-
rer Fahrgastzahlen - inkl. aller

Tochtergesellschaften - um 2,4
Prozent auf 1,526 Milliarden
gemeldet. 

Die Einnahmen seien - nach
vorläufigen Ergebnissen - im
Jahr 2002 um insgesamt 2,5
Prozent auf 8,06 Milliarden Eu-
ro gestiegen. Dabei hätten die
Einnahmen der kommunalen
und regionalen Unternehmen
einen Anstieg um zwei Prozent
auf 6,035 Milliarden Euro er-
zielt. Die DB Regio AG habe -
inkl. aller Tochtergesellschaften
- ihre Einnahmen um 4,1 Pro-
zent auf 2,025 Milliarden Euro
gesteigert. 

Mehrverkehre für
die Schiene gewinnen 

Im Eisenbahngüterverkehr
stellt der VDV fest, dass der
Marktanteil der Nichtbundeseige-
nen Eisenbahnen (NE) weiter ge-
stiegen sei und im Jahr 2002 bei
etwa 3,5 Prozent liege (nach 2,8
Prozent im Jahr 2001). Insgesamt
dürften, so Ludwig, die NE des
öffentlichen Verkehrs eine Ver-
kehrsleistung von knapp 3 Milli-
arden Tonnenkilometer (tkm) rea-
lisiert haben. Dabei zeige sich,
dass Verlader und Spediteure ver-
stärkt auf alternative Anbieter set-
zen würden. Beispielsweise wür-
den bei großen Auftraggebern ty-
pisch schienenaffiner Produkt-
gruppen wie etwa der Mineralöl-
industrie NE mittlerweile als
sachkundige und leistungsfähige
Auftragnehmer wahrgenommen.
Auch ziehe sich DB Cargo bei
der Optimierung ihrer Produk-
tionsprozesse (Marktorientiertes
Angebot Cargo - MORAC) aus
einer Reihe von Bedienungsge-
bieten (überwiegend oder voll-
ständig) zurück.

Erwarteter Rückgang

Die entstandenen „Lücken“ in
der Verkehrsbedienung hätten in
vielen Fällen regionale Bahnen
übernommen; zum Teil würden
komplette Regionen heute von
NE bedient. Diese würden, be-
tonte Ludwig, nicht nur den Sta-
tus quo fortführen, sondern hätten
vielfach Mehrverkehre für die
Schiene gewinnen können. Insge-
samt allerdings erwarte der VDV
für das Jahr 2002 - nach vorläufi-
gen Ergebnissen - einen konjunk-
turbedingten Rückgang der Ver-
kehrsleistung im öffentlichen Gü-
terverkehr um etwa 2,2 Prozent
auf rund 75 Milliarden Tonnenki-
lometer (tkm). ?

Biodiesel für den ÖPNV
C.A.R.M.E.N-Fachgespräch in Ochsenfurt

„Biodiesel für den öffentlichen Personennahverkehr“: Unter
diesem Motto stand ein Fachgespräch der bayerischen Koor-
dinierungsstelle für Nachwachsende Rohstoffe C.A.R.M.E.N in
Ochsenfurt. Mit seiner genormten Qualität und seiner guten
CO2-Bilanz eignet sich Biodiesel hervorragend für den Einsatz
in modernen Dieselmotoren. Seine Schwefelfreiheit und seine
rußmindernde Wirkung machen Biodiesel zu einem idealen
Kraftstoff für den städtischen Verkehr. Biodiesel ist gut biolo-
gisch abbaubar und im Gegensatz zum fossilen Dieselkraftstoff
kein Gefahrgut.

Hubert Maierhofer, Projekt-
begleiter von C.A.R.M.E.N.,
begrüßte die Vertreter von
Stadtwerken, Verkehrsverbün-
den, Bus- und Reiseunterneh-
men. Er stellte die Mineralöl-
steuerbefreiung für Biokraft-
stoffe vor, womit letztendlich
der Ausstoß klimarelevanter
Gase reduziert und der Ver-
brauch von fossilen Energie-
trägern verringert werden soll. 

Wirtschaftliche Produktion

Rupert Schmid, Geschäfts-
führer der Campa-Biodiesel
Ochsenfurt, referierte über die
„Herstellung und Qualitätssi-
cherung für Biodiesel“. Pro
Tag werden in Ochsenfurt aus
250 Tonnen Pflanzenöl unter
Zugabe von Methanol und ei-
nem Katalysator 250.000 Liter
Biodiesel und ca. 35 Tonnen
Glycerin produziert. Der Bio-
diesel wird im gesamten süd-
deutschen Raum vertrieben.
Das Glycerin, ein begehrter
Rohstoff für die Pharmain-
dustrie, ermöglicht eine wirt-
schaftliche Biodieselproduk-
tion. Auch wenn im Vergleich
zum konventionellen Diesel-
kraftstoff ein Mehrverbrauch
von 5 Prozent angesetzt wer-
den sollte, kann der Betrei-
ber einer Linienbus-Flotte von
20 Fahrzeugen, bei einer jähr-
lichen Laufleistung von
150.000 km pro Fahrzeug, mit
einer Einsparung von ca.
70.000 Euro rechnen.

Emissionsreduzierung

„Abgasverhalten und Ab-
gasnachbehandlungssysteme“
stellte Hubertus Borgmeier
von der HJS-Fahrzeugtechnik
GmbH, Menden, vor. Für
Stadtbusse ist das CRT-System
eine wirtschaftliche Möglich-
keit zur Emissionsreduzierung
von Dieselmotoren. Das aus
einem Rußfilter mit vorge-
schaltetem Oxidationskataly-
sator bestehende System oxi-
diert Kohlenwasserstoffe,

Kohlenmonoxid und NO zu
NO2. NO2 liefert den Sauer-
stoff für die nachgeschaltete
Rußverbrennung im Rußfilter.
So können die Partikelemis-
sionen um 90 Prozent redu-
ziert werden. Hier bestehen al-
lerdings noch keine Erfahrun-
gen beim Biodieseleinsatz.
Mit dem Oxi-Kat, der Geruch
und Lärm reduziert, besteht
laut Borgmeier die Möglich-
keit, Schadstoffemissionen
von Dieselmotoren um 60 bis
70 Prozent zu reduzieren. Die
Verbindung des Oxi-Kats mit
Biodiesel kann als ideal ange-
sehen werden. In Hagen wird
diese Kombination seit zwei
Jahren in Straßenbahnen ein-
gesetzt.

Linienbusverkehr

Helmut Hoffmann von den
Kreiswerken Heinsberg prä-
sentierte seine „Erfahrungen
mit Biodiesel im Linienbus-
verkehr“. 1996 stand für die
Tankstellen der Kreiswerke
die Installation einer neuen
Abgas-Absaugung und einer
zusätzlichen Auffangwanne
an. Damals wurde zwischen
Erdgas und Biodiesel anstelle
von konventionellem Diesel-
kraftstoff abgewogen. Wegen
des hohen Platzbedarfs von
Erdgastanks, der Tatsache,
dass mit Erdgas betriebene
Busse häufiger aufgetankt
werden müssen und aufgrund
der Umrüstungskosten fiel die
Entscheidung für Biodiesel.
Die Kreiswerke verfügen über
121 Schulbuslinien. Ab No-
vember 1996 wurden 30 Fahr-
zeuge mit Biodiesel betrieben.

Auch wenn im Schnitt ein
um 4,2 Prozent erhöhter Kraft-
stoffverbrauch festzustellen
ist, fahren die Heinsberger
Busse mit Biodiesel wirt-
schaftlich günstiger. Inzwi-
schen wird die gesamte Flotte
mit Biodiesel betrieben. Auch
viele LKWs und PKWs wur-
den dort schon auf Biodiesel
umgestellt. Probleme bei der

Umrüstung, Skepsis in den
Werkstätten und bei der Be-
völkerung lassen sich in den
Griff bekommen. „Wir würden
wieder auf Biodiesel umstel -
len“, so Hoffmanns Fazit. 

Dass die Erfahrungen in
Heinsberg für andere Regio-
nen Vorbildcharakter haben
können, zeigten die Fragen der
Teilnehmer. Der rege Aus-
tausch von Daten, Informati -
onsschriften und Adressen 
lässt erwarten, dass in Zukunft
weitere Busflotten mit dem
Einsatz von Biodiesel einen
ersten Schritt auf dem Weg zu
einer Mobilität ohne fossile
Kraftstoffe wagen.             DK

6.470 Kilometer
Radwege

„Bis Ende 2002 gab es in
Bayern insgesamt 3.100 Kilo-
meter Radwege an Bundes-
straßen und 3.370 Kilometer
Radwege an Staatsstraßen.
Zusammen genommen ent -
spricht das etwa der Strecke
München - Nordkap und
zurück. Aktuell sind damit 45
Prozent des 6.800 Kilometer
langen Bundesstraßennetzes
und 24 Prozent des 13.970 Ki-
lometer langen Staatsstraßen-
netz mit Radwegen ausgestat-
tet“, gab Innenstaatssekretär
Hermann Regensburger be -
kannt. Er stellte klar, dass
Radwege zuerst dort gebaut
werden, wo das Gefährdungs-
potential durch hohes Ver-
kehrsaufkommen am größten
ist. Das durchschnittliche Ver-
kehrsaufkommen auf den
bayerischen Bundesstraßen ist
etwa zwei bis drei Mal so hoch
wie auf den Staatsstraßen.     ?
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GZ-Interview mit MdL Alfons Zeller:

Transparenz bei Qualität und Preis
Von den Vorzügen der Fremdenverkehrsregion Allgäu-Bayerisch Schwaben

Der zunehmende Wettbewerb im hart umkämpften Tourismus-
markt macht es notwendig, Bayerns Urlaubsregionen in ihrer
Gesamtheit für die Zukunft zu stärken. Welche Rezepte diesbe-
züglich die Ferienregion Allgäu-Bayerisch Schwaben entwickelt
hat, erläuterte der Vorsitzende des hiesigen Tourismusverban-
des, MdL Alfons Zeller, in einem Gespräch mit der GZ.

GZ: Trotz der weltweiten
wirtschaftlichen Turbulenzen
bleibt Bayern das Reiseziel
Nummer Eins in Deutsch-
land. Jede vierte Übernach-
tung in Deutschland findet
dort statt, dies bedeutet mehr
als 100 Millionen Gästeüber-
nachtungen pro Jahr. Die Gä-
sterückgänge im Freistaat
konnten gestoppt werden und
im letzten Drittel 2002 hat
sich die Inlandsnachfrage sta-
bilisiert und im Auslands-
markt wurden wieder Zu-
wächse erzielt. Auch in die-
sem Jahr bleibt Bayern als
innerdeutsches Reiseziel ganz
vorne. Woran liegt das Ihrer
Meinung nach?

Zeller: Bayern profitiert
ganz klar vom steigenden In-
teresse an Nahzielen und erd-
gebundenen Reisen sowie der
Renaissance des Natur-, Berg-
und Alpentourismus. Darüber
hinaus liegt der Freistaat auch
weltweit im Trend mit Angebo-
ten im Bereich Kultur-, Event-
und Erlebnistourismus, Natur-
und Landschaftserlebnis in
Verbindung mit dem Mega-
trend Wellness und als führen-
des Messe-, Kongress- und Ta -
gungsland in Deutschland. 

GZ: Der Freistaat ist doch
auch eines der wenigen Län-
der, die den gezielten Auf-
und Ausbau von Urlaubs-
marken fördern?

Zeller: Exakt. Und auf die -
ser Basis können wir die Pro-
dukte im bayerischen Touris-
mus zielgruppengerecht anbie-
ten und legen darüber hinaus
eine Transparenz bei Qualität
und Preis dar, die uns der Gast
dankt. Mit Angeboten wie
‚Kinderland Bayern’, ‚WellVi-
tal in Bayern’ und den Pro-
duktlinien ‚Lust auf Natur’,
‚RadelnPlus’, ‚Köstlich Bay -
risch’ aber auch ‚Kunst & Kul-
tur’ sind wir hier bestens auf-
gestellt. 

Vielfältiges Angebot

GZ: Wie sieht es denn mit
Angeboten aus der Urlaubs-
region Allgäu/Bayerisch-
Schwaben aus? Können Sie
uns konkrete Beispiele nen-
nen?

Zeller: Zunächst ist zu sa-
gen, dass es sich bei der Feri-
enregion Allgäu/Bayerisch-
Schwaben um eine einzige
große Wellness-Oase handelt.
Von den Hügeln Mittelschwa-
bens im Donaugebiet hinauf
über das Voralpenland mit sei-
ner Seenlandschaft bis zu den
Bergen des Allgäuer Haupt-
kammes breitet sich eine Land-
schaft, wie sie schöner kaum
zu sehen ist - zum „Seele bau-
meln lassen“, zum Hinschauen
und Versinken, eine Wohltat
für Körper und Geist. Die Re-

gion ist bestens geeignet für
alle sportlichen Interessen zwi-
schen Sommer und Winter, sie
verfügt über viele Attraktio-
nen und ein buntes Unterhal-
tungsangebot. Groß ist auch
die Palette an Unterkunfts-
mögl ichke i ten ,
von der Ferien-
wohnung über
die gemütliche
Pension bis zum
k o m f o r t a b l e n
Hotel. Aber auch
der „Urlaub auf
dem Bauernhof“
gehört zu unse-
ren Stärken. Fa-
milienfreundlich-
keit ist für uns
eben eine Selbst-
verständlichkeit.

Sommertöne

GZ: Und wie
ist es um die
k u l t u r e l l e n
„Sommertöne“
bestellt?

Zeller: In der
Ferienregion All-
gäu/Bayerisch-
Schwaben wer-
den heuer die Stars von mor-
gen präsentiert. Mit klassi-
scher Musik warten zum Bei-
spiel der Oberstdorfer Mu-
siksommer oder die Ottobeurer
Konzerte auf. Ein weiteres
Highlight im September sind
die Schlosskonzerte in
Schwangau. Für Familien
zeigt die Allgäuer Freilicht-
bühne „Schneewittchen und
die sieben Zwerge“. Das ist

aber nur ein kleiner Ausschnitt
aus einer Vielzahl von attrakti-
ven Angeboten.

GZ: Um den Tourismus in
der Region zu fördern, gilt es
aber - überspitzt formuliert -
nicht nur, Reiterhöfe zu er-
richten und in Bergbahnen
zu investieren, sondern letzt-
lich den Ansprüchen der Gä-
ste gerecht zu werden. Wie
bewerkstelligen Sie das?

Zeller: Nötig hierzu sind si-
cherlich Kundenorientierung

MdL Alfons Zeller.                                            ?

durch Marktforschung, eine
hohe Produkt- und Servicequa-
lität, ein gutes Preis-Lei-
stungsverhältnis, eine Erlebni-
sorientierung des Angebotes
sowie - wie bereits erwähnt -
eine Spezialisierung durch
Zielgruppenorientierung.

Ein öffentlicher, mittlerweile
fast flächendeckender Perso-
nennahverkehr, der den Be-
dürfnissen und Wünschen der
Nutzer gerecht wird, ist sicher-
lich auch ein Faktor, der
berücksichtigt werden muss.
Schließlich will man seinen
Urlaub möglichst „stressfrei“
verbringen. Steigende Fahr-
gastzahlen belegen jedenfalls
in eindrucksvoller Weise, dass
ein attraktiver Nahverkehr von
den Kunden auch angenom-
men wird.

GZ: Herr Zeller, wir dan-
ken Ihnen für dieses Ge-
spräch.                                 DK

Das Allgäu machts vor: 

Strategiekonzept für 
„Urlaub auf dem Bauernhof“
Oberreute, Lkr. Lindau - Rund 1,9 Millionen Übernachtungen
und 85 Millionen Euro Gesamtumsatz im vergangenen Jahr -
der „Urlaub auf dem Bauernhof“ ist für das Allgäu inzwischen
ein wichtiger Wirtschaftsfaktor und eine unverzichtbare Ein-
kommensquelle für die Landwirte. Um die Gunst der Stunde
zu nutzen und den Aufwärtstrend fortzusetzen, soll das Ange-
bot der Allgäuer Landwirte aus allen vier Landkreisen künftig
gemeinsam vermarktet, mit den touristischen Attraktionen der
Region besser vernetzt und nach einheitlichen Qualitätsstan-
dards klassifiziert werden. Das neue Strategiekonzept für „Ur-
laub auf dem Bauernhof“ im Allgäu hat Landwirtschaftsmini-
ster Josef Miller jetzt bei einem Pressegespräch auf dem Heu-
hof Fink bei Oberreute vorgestellt. 

Erarbeitet wurde das langfri-
stige Maßnahmenpaket auf sei-
ne Initiative hin von den vier
Allgäuer Landkreisen, der
Landwirtschaftsverwaltung,
dem Landesverband „Urlaub
auf dem Bauernhof“, engagier-
ten Landwirten, Marketingfach-
leuten und Tourismusvertretern.
Wie Miller betonte, macht es
der zunehmende Wettbewerb
im hart umkämpften Touris -
musmarkt notwendig, die Ur-
laubsregion in ihrer Gesamtheit
für ihre Zukunft zu stärken. Die
jetzt vorgelegten Ergebnisse
empfahl der Minister bayern-
weit zur Nachahmung.

Bereits Anfang Juni haben
sich laut Miller die bisherigen
vier Anbietergemeinschaften
aus den Landkreisen Oberall-
gäu, Unterallgäu, Ostallgäu und
Lindau sechs Interessensgrup-
pen „Allgäu Qualität“, „DLG-
Betriebe“, „Gesundheitshöfe“,
„Kräuterlandhöfe“ und „Blin-
denhöfe“ zu einer Vermark-
tungs- und Interessensplattform
„Urlaub auf dem Bauernhof im
Allgäu e.V.“ zusammen ge-
schlossen. Durch die Fusion
verfügen die rund 1.560 Urlau-
berhöfe der Region über eine
schlagkräftige Dachorganisati-
on, so der Minister. Der Verein
soll auch gemeinsame Mes-
seauftritte, attraktive Servicelei-
stungen und maßgeschneiderte
Urlaubsangebote für die Ziel-
gruppen „Familien mit Kin-
dern“, „Gesundheit und Well-
ness“, „Natur erleben und aktiv
sein“ sowie „Kunst und Kultur“
entwickeln.

So lassen sich laut Miller der-
zeit bereits 100 Bäuerinnen und
Bauern in Qualifizierungssemi-
naren für Spezialangebote wie
Reiter- und Kinderbauernhöfe
schulen. Er lobte den Verbund

deshalb als „wichtigen Meilen-
stein für das Allgäu und Vorzei-
gemodell für andere bayerische
Urlaubsregionen“.

Voraussetzung für eine er-
folgreiche Offensiv-Vermark-
tung ist laut Miller die gemein-
same Klassifikation des Ange-
bots nach einheitlichen Qua-
litätsstandards wie dem bekann-
ten Sterne-System. Urlauber
können damit bereits bei der
Planung - je nach individuellen
Ansprüchen und finanziellen
Möglichkeiten - ihren Hof ge-
zielt auswählen. Auch die Zu-
sammenarbeit mit weiteren
Tourismusanbietern in der Re-
gion wie Tourismusverband
Allgäu oder Oberallgäu Touris-
mus Service GmbH werde da-
durch deutlich vereinfacht. Mil-
ler: „Von der Anreise über die
Übernachtung und Verpflegung
bis zu Freizeit- und Kulturange-
boten - individuelle Urlaubspa-
kete lassen sich so leichter
schnüren.“

Nebenerwerbsquelle

Für knapp 15 Prozent der 
10.600 Allgäuer Landwirte ist
der „Urlaub auf dem Bauern-
hof“ laut Miller eine unverzicht-
bare Nebenerwerbsquelle ge-
worden. Bei einem Umsatz von
rund 24,6 Millionen Euro er-
zielten die Höfe dabei einen Ge-
winn von etwa acht Millionen
Euro - das sind im Durchschnitt
zusätzlich 5.000 Euro je Hof.
Auch die nichtlandwirtschaftli-
chen Anbieter profitieren in der
Region von den Übernach-
tungsgästen: Experten schätzen
den zusätzlichen Umsatz von
Gastronomie, Handel, Hand-
werk und Freizeiteinrichtungen
mit den Hofgästen auf über 60
Millionen Euro.                         ?

Mit dem ICE ins Rathaus
Neuer bayerischer Bahn-Chef im Würzburger Rathaus

Klaus-Dieter Josel, seit 01.05.2003 als neuer Konzernbeauf-
tragter der DB AG im Amt, übergab Oberbürgermeisterin Pia
Beckmann ein Modell des ICE Zuges „Würzburg“. Das Orgi-
nal dieses Zuges fährt seit seiner Taufe am 20.11.2002 unter
dem Wappen und dem Namen Würzburgs durch Deutschland
und das benachbarte Ausland.
Josel, seit 1990 bei der Bahn, freut sich, dass er in Würzburg
sein erstes ICE Modell (Maßstab 1:20) übergeben darf und er-
hielt von Oberbürgermeisterin Beckmann als kleines Ge-
schenk zum Amtsantritt einen attraktiven Würzburg-Schirm
überreicht. „Bei schönem Wetter und guter Laune fällt es
leicht an Würzburg zu denken. Dieser Schirm soll Sie daran
erinnern, dass Würzburg auch bei schlechter Großwetterlage
einen Gedanken wert ist“, so das Stadtoberhaupt.
Damit die Bürgerinnen und Bürger von Würzburg ihren ICE
ansehen können, wurde das Modell im Eingangsbereich des
Rathauses -Eingang Vierröhrenbrunnen- aufgestellt.               ?

Sonderzug nach Rothenburg:

Mit Dampf zum
historischen

Stadtfest
Würzburg. Am Pfingst-

sonntag lud die Deutsche Ge-
sellschaft für Eisenbahnge-
schichte zu einer zünftigen
Dampflok-Sonderfahrt ein:
Ziel war Rothenburg ob der
Tauber, wo am Pfingstwo-
chenende das Stadtfest über
die Bühne ging. Mit der Mu-
seumsdampflok „Stadt Würz-
burg“ und historischen Wagen
ging es von Würzburg über
Winterhausen, Ochsenfurt,
Marktbreit und Steinach ins
Mittelfränkische.

Höhepunkt im Festkalender

Das Stadtfest an Pfingsten
stellte den Höhepunkt im Ro-
thenburger Festkalender dar:
In der Stadt und vor dem
„Würzburger Tor“ lagerten hi-
storische Truppen, plündernde
Horden erschreckten die Tou-
risten und auf dem Grünen
Markt herrschte buntes Trei-
ben. Im Kaisersaal des Rat-
hauses wurde das Schauspiel
vom „Meistertrunk“ geboten:
Es erinnerte an eine Begeben-
heit von 1631, als der damali-
ge Bürgermeister die Stadt vor
dem Überfall durch die Ka-
tholiken rettete, indem er drei
Liter Wein in einem Zug aus-
trank.                                       ?
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Ortsumfahrung Gessertshausen:

Stillstand oder neue Wege?
Informationsveranstaltung stößt auf großes Interesse

Regionale S-Bahn eine attraktive Alternative
Gessertshausen/Landkreis Augsburg (wkl). Die Einwohner
von Gessertshausen wollen sich nicht damit abfinden, dass ih-
re Gemeinde beim Thema Ortsumfahrung „außen vor“ bleibt,
während das benachbarte Diedorf im Bundesverkehrswege-
plan nach einigem Hin und Her in den vergangenen Wochen
jetzt wohl doch als „vordringlich“ eingestuft wird. Unter dem
Motto „Stillstand bei der Ortsumfahrung Gessertshausen? -
Neue Wege!“ lud die Ortsgruppe Gessertshausen-Kutzenhau-
sen des Bundes Naturschutz (BN) jetzt zu einer Informations-
und Diskussionsveranstaltung in die Aula der örtlichen Volks-
schule ein. Die Vertreter der beiden Bürgerinitiativen, Alfred
Bittner („Interessengemeinschaft Schmuttertal e.V.“) und Rei-
ner Schmidt („Schutzgemeinschaft lebenswertes Gessertshau-
sen“), warben dabei vor zahlreichen interessierten Zuhörern
für die von ihnen präferierten Trassen.

Raimund Kamm vom Bund
Naturschutz und Hubert Teich-
mann, der Geschäftsführer der
B a h n b e t r i e b s g e s e l l s c h a f t
(BBG) Stauden, präsentierten
ihre Konzepte für eine rasche
und spürbare Verbesserung des
Öffentlichen Personennahver-
kehrs (ÖPNV) rund um Ges-
sertshausen. Während Kamm
die Notwendigkeit einer Um-
fahrung dabei aus global-ökolo-
gischen Aspekten grundsätzlich
in Frage stellte, zeigte Teich-
mann interessante Möglichkei-
ten auf, das Thema Verkehrs-
kollaps in Gessertshausen mit
Hilfe einer reaktivierten, mo-
dernen Staudenbahn bereits in
kurzer Zeit zu entschärfen.

Verfahrensschritte

BN-Vorsitzender Johannes
Enzler erläuterte eingangs die
bisherigen Verfahrensschritte.
Das im Oktober 2000 begonne-
ne und Ende Januar 2002 abge-
schlossene Raumordnungsver-
fahren habe für Gessertshausen
zwei Trassen-Varianten einer
Ortsumfahrung ergeben: die
Nord-Trasse entlang der
Schmutter und der Bahnlinie,

sowie die (teurere) Süd-Trasse
durch ein Waldstück mit Que-
rung des Schwarzach- und des
Schmuttertales. Die landespla-
nerische Beurteilung durch die
Regierung von Schwaben habe
ergeben, dass die Süd-Trasse
nach Abwägung aller Fakten
umweltverträglicher sei als die
Nord-Trasse, gegen die in erster
Linie massive Auswirkungen
auf den Hochwasserschutz
sprächen. 

Problemlage

Von einer schwierigen Pro-
blemlage sprach Ex-MdL Rai-
mund Kamm, der Verkehrs-
experte der BN-Kreisgruppe
Augsburg. Er prophezeite, dass
sich das Thema Ortsumfahrung
in Gessertshausen in spätestens
15 Jahren von selbst erledigt ha-
be und nannte als Begründung
die zunehmende Gesundheits -
gefährdung und -schädigung
durch den Autoverkehr („mehr
Abgastote als Unfalltote!“) so-
wie die rapide schrumpfenden
Ölvorräte auf der Erde, die Au-
tofahren eines Tages unbezahl-
bar machten. Stattdessen plä-
dierte Kamm für ein modernes,

regionales S-Bahn-System mit
komfortablen Zügen und einem
attraktiven Fahrplan. 

Kritik an Deutscher Bahn

Entscheidend sei zudem, dass
für diese Züge nicht der Augs-
burger Hauptbahnhof die End-
station sei, sondern dass mit ih-
nen - ohne lästiges und zeitrau-
bendes Umsteigen - auch entge-
gengesetzte Stadtteile und Re-
gionen erreicht werden können.

Scharf ging der Verkehrsex-

perte mit der Deutschen Bahn
ins Gericht, die mit verrotteten
Nahverkehrszügen, schmudeli-
gen Bahnhöfen und unbrauchba-
ren Fahrplänen selber für die
derzeitige Unattraktivität des
Schienen gebundenen Personen-
nahverkehrs verantwortlich sei.

Instrument schaffen

BBG-Geschäftsführer Hu-
bert Teichmann zeigte Ver-
ständnis für die Forderung 
der Gessertshausener Bevölke-
rung, den Ortskern durch eine
Umgehungsstraße zu entlasten.
Allerdings könne heute noch
keiner sagen, ob die Umge-
hungsstraße, deren Verlauf
noch völlig offen sei, in zehn
oder erst in 15 Jahren realisiert
werden könne. Deswegen müs-

transport logistic 2003 mit
neuer Rekordbeteiligung

Aktuelle Informationen, neueste Technik und Trends zum The-
ma Materialfluss präsentierte die transport logistic, Europäi-
sche Leitmesse für Logistik, Telematik, Güter- und Personen-
verkehr in München. Mit einem konzentrierten Branchenauf-
tritt boten die Aussteller eine optimale Übersicht über die neu-
esten Trends für die Bereiche Transport, Materialfluss, Fabrik-
automation, Logistikautomatisierung und Materialflusssteue-
rungssysteme. 

Branchenführer wie Crown,
Kässmeyer, Knapp, MAN Lo-
gistics, Savoye, Schäfer, Sie-
mag, Siemens Dematic, Stöck-
lin, Swisslog, Vanderlande,
Van Riet, Viastore, Westfalia
und Wiltsche nahmen an der
Messe teil. In unmittelbarer
Nähe der attraktiven Veran-
staltungen des Rahmenpro-
gramms wurde erstmals eine
Sonderschau zum Thema Ma-
terialfluss gezeigt. Zusätzlich
wurden hochinteressante In-
formationsveranstal tungen
wie das BVL-Forum „Out-
sourcing von Logistikzentren
und Materialflussleistungen“
oder der Infomarkt von Fraun-
hofer IML „Warehouse Mana-
gement Systeme - Wieviel
Standard braucht das Lager?“
angeboten. 

Rekordbeteiligung

Die transport logistic ver-
zeichnete 2003 erneut eine
Rekordbeteiligung. Als beson-
ders erfreulich bewertete der
Veranstalter Messe München
GmbH den hohen Anteil inter-
nationaler Aussteller, ihre Be-
teiligung wächst um beachtli-
che 58 Prozent. 

Deutlich wurde der Trend
zur Internationalisierung durch 
Gemeinschaftsstände aus den
Niederlanden, Slowenien, Kroa-
tien und Belgien. Mit Gemein-
schaftsbeteiligungen präsen-
tierten sich erstmals auch
Nachbarländer wie Italien,
Großbritannien, Tschechien
und Spanien. Großes Potenzial
sehen Fachleute aber auch im
Logistikmarkt der EU-Bei-
trittskandidaten - auch dieser
Trend wird durch die hohe
Zahl von Anmeldungen und
Interessenten bestätigt.

Neue Dimensionen

Die Gemeinschaft der eu-
ropäischen Bahnen (CER) be-
schloss, auf der transport lo-
gistic mit der EURAIL-
FREIGHT 2003 erstmals einen
europäischen Eisenbahnkon-
gress mit dem Schwerpunkt
Schienengüterverkehr zu ver-
anstalten. Unter dem Motto
„New Dimensions for a New
Century“ standen die Liberali-
sierung des Schienengüterver-
kehrs und ein Eisenbahnnetz
ohne Grenzen zur Diskussion. 

Die weltweite Luftfrachtin-
dustrie traf sich auf der Air
Cargo Europe. Diese ebenfalls
erstmalig speziell auf Europa
ausgerichtete Luftfrachtaus-
stellung mit Kongress bot auf
der transport logistic 2003 eine

ideale Präsentationsplattform
für die gesamte Luftfrachtin-
dustrie mit internationalem Pu-
blikum. Als Referenten und
Aussteller der Air Cargo Euro-
pe kamen hochrangige Vertre-
ter der weltgrößten Verlader,
Spediteure, Fluggesellschaf-
ten, Flughäfen und Anbieter
internationaler Luftfrachtdien-
ste nach München.

Tank Container Industrie

Zum ersten Mal auf der
transport logistic 2003 trat
auch die Internationale Tank
Container Industrie mit einem
gemeinsamen Messestand auf.
Zu ihren Mitgliedern gehören
Depotbetreiber, Tank Contai-
ner Speditionen, Wartungs-
und Sicherheitsfirmen sowie
internationale Service-Anbie-
ter, die im sogenannten ITCO-
Village ein umfangreiches 
Angebot an Equipment und
Dienstleistungen für die che-
mische Industrie vorstellen. Im
Vordergrund des Interesses
standen dabei die Qualität und

Sicherheit sowie die Umwelt-
freundlichkeit von Produkten
und Dienstleistungen rund um
den Tank Container. 

Zu den attraktiven Veranstal-
tungen des bewährten Rah-
menprogramms zählten unter
anderem zwei Foren der Bun-
desvereinigung Logistik (BVL) 
sowie zahlreiche Info-Märkte.
Workshops nahmen Stellung
zu höchst aktuellen Themen
wie Terrorismusbekämpfung,
LKW-Maut, Gefahrguttrans-
porte und internationaler Schie-
nengüterverkehr.

Auch Qualifikation
entscheidet über Erfolg

Gerade in der Dienstleis-
tungsbranche Logistik ent-
scheidet jedoch nicht nur die
modernste Technik über den
Erfolg, sondern Qualifikation
und Engagement der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter.
Für die erforderlichen Quer-
schnittsfunktionen der Logis-
tik sind vor allem Planungs-,
Steuerungs- und Kommunika -
tionskompetenz erforderlich.
Chancen für den Nachwuchs
und eine gezielte Ansprache
von Berufseinsteigern bot der
Karriere-Tag auf der transport
logistic 2003 mit einem attrak-
tiv dotierten Hochschulförder-
preis. DK

se bereits vorher ein wirksames
Instrument zur Entlastung der
Straßen geschaffen werden.

Verkehrszählung

Teichmann verwies auf die
Verkehrszählungen der Ge-
meinde Gessertshausen, die er-
geben hätten, dass knapp die
Häfte des Verkehrsaufkommens
in Gessertshausen auf die
Staatsstraße 2026 (Staudenzu-
führung zur B 300) zurückzu-
führen sei. Dem seit Jahren ge-
forderten regionalen S-Bahn-
System mit einer integrierten
Staudenbahn komme daher für
eine baldige Verkehrsentlastung
eine sehr hohe Bedeutung zu,
zumal insbesondere eine Reakti-
vierung der Staudenbahn binnen
zwei Jahren umgesetzt werden

könne, so Teichmann. Das Fun-
dament der Staudenbahn bestehe
aus drei Stützpfeilern: Ausflugs-
und Touristikfahrten am Wo-
chenende, Ausbau und Förde-
rung des Güterverkehrs (bereits
heute Verlagerung von rund
8000 LKW pro Jahr auf die
Schiene) sowie Reaktivierung
des täglichen Personennahver-
kehrs. Hier sei eine moderne
Staudenbahn gefragt, die von
den Pendlern als wirkliche Alter-
native zum Auto nachgefragt
und angenommen werde. Um
möglichst viele Fahrgäste für die
tägliche Fahrt mit der Bahn zu
gewinnen, sei es aber auch erfor-
derlich, einen vertakteten Zu-
bringerdienst mittels Bussen zu
den Bahnhöfen entlang der Stau-
denbahn aufzubauen.

Aus einem Guss

Nach dem Slogan „Bahn und
Bus aus einem Guss!“ müsse
die Staudenbahn im wörtlich-
sten Sinn zu ihren Kunden kom-
men. Laut Teichmann werde
deshalb auch über die Einrich-
tung weiterer Haltestellen nach-
gedacht. Allein in Langenneuf-
nach sei - zusätzlich zum bishe-
rigen Bahnhof - an zwei weitere
Haltepunkte gedacht.                ?

Wichtiger Standortfaktor in Deutschland:

Verkehrserschließung durch
Güterbahnen und ÖPNV

Anlässlich der Jahrestagung des Verbandes Deutscher Ver-
kehrsunternehmen (VDV) verdeutlichte dessen Präsident Dr.
E.h. Dieter Ludwig die Bedeutung einer qualitativ hochwertigen
Verkehrsanbindung für die regionalen Wirtschaftsstandorte.
Gerade die Angebote des öffentlichen Verkehrs mit Bussen und
Bahnen sowie die des Schienengüterverkehrs seien regionale
Qualitätsmerkmale und bestimmten zunehmend auch Standor-
tentscheidungen von Unternehmen und Privatpersonen. Mit
insgesamt mehr als 500.000 Beschäftigten im Schienengüterver-
kehr und ÖPNV sei der öffentliche Verkehr zudem selbst ein
nicht zu vernachlässigender Standortfaktor. 

So zeige das Beispiel des
Großraumes Karlsruhe den Wert
einer hohen Erschließungsqua-
lität durch das vorbildliche Re-
gionalstadtbahn-System und
durch innovative Lösungen für
die Bedienung des Güterver-
kehrs in der Region, so Lud-
wig Unter anderem profitiere
das DaimlerChrysler-Werk in
Gaggenau von der direkten An-
bindung. Auch die Entwicklung
der Grundstückspreise zeige,
dass gut erschlossene Standorte
hoch geschätzt würden. 

Karlsruhe sei mittlerweile
weltweit durch seine innovativen
Verkehrskonzepte bekannt. Hier-
zu gehöre insbesondere auch eine
leistungsfähige Infrastruktur, so
Ludwig. Die Bereitschaft, auf
diesem Sektor zu investieren, si-
chere Standortqualität und dürfe
daher auf keinen Fall unter die
Räder derzeitiger Finanzproble-
me kommen. Eine gute Infra-
struktur für den öffentlichen Ver-
kehr im Güter- und Personenbe-
reich zahle sich in Attraktivität
für steuerzahlende Bürger und
potentielle Investoren aus. Es
müsse nicht soweit kommen wie
im US-Bundesstaat Washington,
dem der Weltkonzern Boeing die
Abwanderung der Flugzeugpro-
duktion angedroht habe, da er

keine Alternative zum unertrag-
baren täglichen Stau auf der
Straße biete. Um den Standort
Deutschland weiter zu fördern,
sei folglich eine kontinuierliche
Qualitätssicherung durch Unter-
haltung der Verkehrsinfrastruktur
und deren Ausbau auf hohem Ni-
veau notwendig. 

„made in Germany“

Auf dem Weltmarkt habe „ma-
de in Germany“ im Sektor des
öffentlichen Verkehrs bei Betrei-
bern und Produzenten einen gut-
en Namen. Dies werde in Zu-
kunft nur dann der Fall sein kön-
nen, wenn richtungsweisende
Lösungen wie in Karlsruhe und
anderen Regionen auch in Zu-
kunft nicht aus Finanzgründen in
den Schubladen der Planer blie-
ben, sondern in der praktischen
Umsetzung überzeugen könnten.
Dies erfordere trotz aller Effizi-
enzsteigerungen auch finanziel-
les Engagement. Nur über die
überzeugende Qualität der hier-
zulande angebotenen Rahmenbe-
dingungen für den öffentlichen
Verkehr - nicht durch einen
Wettlauf in der Reduzierung
von Standards - lasse sich der ho-
he Standard des Standortes
Deutschland auf Dauer halten.    ?

Neuer Passagierrekord
im Straßen-ÖPNV 

2002 fuhren fast 1,2 Milliarden in Bayern mit 
Linienbussen und Tram 

Der bayerische ÖPNV auf der Straße war im letzten Jahr so at-
traktiv wie noch nie. Rund 1,16 Milliarden Fahrgäste haben
2002 das Linienbus- und Straßenbahnangebot der Verkehrs-
unternehmen im Freistaat genutzt und eine neue Rekordmar-
ke aufgestellt. Gegenüber dem Vorjahr waren es 0,7 Prozent
Kunden mehr.

Bayerns Verkehrsminister
Otto Wiesheu freute sich über
die gute Resonanz. „Die
nochmalige Steigerung um
mehr als acht Millionen Fahr-
gäste ist positiv. Sie zeigt,
dass die Bemühungen Bay-
erns um einen attraktiven
ÖPNV fruchten“, bemerkte
der Minister. Die Staatsregie-
rung hatte 2002 die ÖPNV-
Aufgabenträger und Linien-
busunternehmer im Freistaat
mit insgesamt 255 Millionen
Euro unterstützt.

Wichtiger Standortfaktor

Das Gros der Fahrgäste
konzentriert sich auf die
größeren Städte in Bayern. In
München, Nürnberg, Augs-
burg, Regensburg und Würz-
burg nahmen 2002 zusammen
über 900 Millionen Fahrgäste
die ÖPNV-Leistungen auf der
Straße in Anspruch. Ihr Anteil
bei den beförderten Personen

lag damit bei über 77 Prozent.
„Gerade dort ist der ÖPNV für
Arbeits- und Einkaufspendler,
Touristen und Einheimische
gegenüber dem Auto oft die
bessere Alternative und für
die Stadt ein wichtiger Stan-
dortfaktor“, bekräftigte Wies-
heu.

Vorreiter Freistaat

Der Minister stellte klar,
dass Bayern gerade aber auch
den ÖPNV im ländlichen
Raum forciere. So erhielten die
Aufgabenträger dort 2002 36
Millionen Euro der jährlichen
ÖPNV-Zuweisungen, die eine
der wichtigsten Säulen der
ÖPNV-Förderung im Freistaat
ist. Außerdem hob Wiesheu
hervor, dass Bayern das erste
Bundesland war, das sich im
Jahr 1994 der ständig gewach-
senen Bedeutung des ÖPNV
durch ein eigenes ÖPNV-Ge-
setz gestellt habe.                    ?
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GAB-Altlastensymposium 2003:

Standort Bayern stärken!
Die Gesellschaft zur Altlastensanierung in Bayern (GAB) richtete
ihr Symposium heuer erstmals auf schwäbischem Boden aus. Das
5. GAB-Altlastensymposium in Augsburg wurde von rund 170
Fachleuten besucht. Vertreter aus Wirtschaft, Verwaltung und
Wissenschaft nutzten die Gelegenheit, im Rahmen eines breit ge-
fächerten Vortragsprogramms sich über aktuelle Fragen der Alt-
lastensanierung zu informieren und intensiv auszutauschen. 

Wie der Aufsichtsratsvorsit-
zende der GAB mbH, Ministe-
rialdirektor Dr. Fischer-Heidl-
berger, eingangs betonte, schaf-
fe die Untersuchung altlasten-
verdächtiger Flächen langfristig
Planungssicherheit für die Wirt-
schaft und leiste einen wichti-
gen Beitrag zum Boden- und
Flächenschutz. Bayern habe
sich zum Ziel gesetzt, bis zum
Jahr 2020 den Altlastenverdacht
bei den rund 14.000 erfassten
Flächen zu klären. Damit werde
der Standort Bayern im nationa-
len und internationalen Wettbe-
werb gestärkt. 

Für die nach Bodenschutzrecht
erforderliche „Orientierende Un-
tersuchung“ der Verdachtsflächen
stelle der Freistaat trotz schwieri-
ger Haushaltslage im kommen-
den Jahr rund 3,5 Millionen Euro
zur Verfügung. Mehr als 1.500
Hektar altlastverdächtige Flächen
würden dafür von den Was-
serwirtschaftsämtern untersucht.
„Wenn Altlasten saniert und alte
Industrieflächen wiedergenutzt
werden, sind neue Investitionen
möglich, ohne auf der grünen
Wiese bauen zu müssen“, erklärte
Fischer-Heidlberger. Der Wieder-
nutzung einst belasteter Flächen
müsse stets Vorrang vor der Inan-
spruchnahme von „Neuflächen“
eingeräumt werden.

Prozesse weiter erforschen

Um die Gefahren, die von ei-
ner Altlast auf das Grundwasser
ausgehen, besser beurteilen zu
können, müssten die im Unter-
grund ablaufenden Prozesse
weiter erforscht werden, meinte
der Amtschef. Mit einem Auf-
wand von rund 2,25 Millionen
Euro fördere das Umweltmini-
sterium ein von der GAB ge-
steuertes Forschungsverbund-
vorhaben, das untersucht, in-
wieweit im Boden und Grund-
wasser natürliche Prozesse ab-
laufen, die zu einem Abbau von
Schadstoffen führen. Darüber
hinaus werde in die Sickerwas-
serforschung in der Forschungs-
und Versuchsanstalt Wielen-
bach (Oberbayern) eine Million
Euro investiert.

Die Referenten des ersten,
von Ministerialrat Dr. Bruno
Kaukal moderierten Vortrags-
blocks, befassten sich mit dem
Thema Sickerwasserprognose.
Dabei berichtete zunächst Dr.
Michael Gierig vom Bayeri-
schen Landesamt für Wasser-
wirtschaft (LfW) über die bishe-

rigen Erfahrungen aus der Lysi-
meterstation in Wielenbach, die
über acht monolithisch entnom-
mene hochauflösende wägbare
Lysimeter mit automatischer
Sickerwassermengenmessung
und einer eigenen Klimawetter-
station verfüge. Durch den Ver-
gleich von Eluat- und Lysimeter-
untersuchungen solle ein besseres
Verständnis der Leistungsfähig-
keit der klassischen Elutionsver-
fahren für die Altlastenbearbei-
tung erarbeitet werden. Ganz all-
gemein könne festgestellt wer-
den, dass Lysimeteruntersuchun-
gen eine wertvolle Unterstützung
zur Entwicklung praxisnaher Me-
thoden seien. 

Säulenversuch

Dr. Wolfgang Berger von der
LfW-Außenstelle Wielenbach
stellte den sog. Säulenversuch
vor - ein Laborverfahren, mit
dem je nach Durchführung
transportabhängige Kenngrößen
im „Boden“ ermittelt werden
können. Sein wesentliches Merk-
mal sei das vertikale Durchströ-
men einer nicht beweglichen
Feststoffphase mit einem wässri-
gen Fluid. Ein solcher Ver-
suchsansatz könne die mögliche
Sickerwasserkonzentration am
Ort der Probenahme näherungs-
weise abbilden. Berger berichtete,
dass Vergleichsuntersuchungen
zum Einbau von Untersuchungs-
material in ein Säulengefäß eine
gute Reproduzierbarkeit belegen.
Probleme könnten allerdings bei
der Einstellung einer konstanten
Fließrate auftreten. Eine mögli-
che Ursache hierfür werde in dem
Umbauen der eingebauten Sedi-
mente zu einem stabilen Korn-
gerüst gesehen. Ferner beeinflus-
se das Auftreten von Luftblasen
innerhalb der wassergesättigten
Säulenkonstruktion das Austrags-
verhalten der Säule. Inwieweit
die unterschiedlichen bodenphy-
sikalischen Eigenschaften (Poro-
sität, Lagerungsdichte) sowie die
dynamische Fließrate Einfluss
auf die Beschaffenheitsuntersu-
chung von PAK mittels Säulen-
versuche haben, werde zur Zeit
untersucht.

Der Herausforderung, die be-
stehenden Länderregelungen
zur Sickerwasserprognose zu
vergleichen, stellte sich Dr. Bar-
bara Mies vom Landesumwelt-
amt NRW. Sie betrachtete in
ihrem Vortrag die Arbeitshilfen
der Länder Bayern, Hessen und
Nordrhein-Westfalen. Nach ei-

ner detaillierten Darstellung der
Übereinstimmungen und Unter-
schiede, kam Frau Mies zu dem
Ergebnis, dass die wesentlichen
Unterschiede in den Länderrege-
lungen nicht auf Differenzen in
der fachlichen Auffassung beru-
hen, sondern vielmehr mit unter-
schiedlichen Erkenntnissen und
Erfahrungen aus dem Einzelfall-
vollzug in der Altlastenbearbei-
tung zu begründen sind. 

Sickerwasserprognose

So liegen in Bayern, wo die ori-
entierende Untersuchung in der
Regel von den staatlichen Was-
serwirtschaftsämtern durchge-
führt wird, umfangreiche Daten-
sammlungen aus Einzelfällen vor,
die für übergreifende Empfehlun-
gen ausgewertet werden können.
Entscheidend für die Qualität der
Sickerwasserprognose sei aber
nicht die zu ihrer Erstellung her-
angezogene Arbeitshilfe, sondern
der Sachverstand des Bearbeiters,
der die jeweilige Arbeitshilfe auf
den Einzelfall anwende.

Der zweite Themenschwer-
punkt stand im Zeichen des
Natürlichen Reinigungsvermö-
gens von Boden und Grundwas-
ser. Der Frage, ob Monitored
Natural Attenuation (MNA) ein
ökonomisch sinnvoller Weg ist,

ging Kai Steffens, BDO Technik-
und Umweltconsulting GmbH,
Düren, nach und schlug zur wirt-
schaftlichen Absicherung einen
Risikofonds vor. Insbesondere
wenn während der Überwachung
erkennbar werden würde, dass
Natural Attenuation-Prozesse
nicht ausreichend wirken und der
Sanierungspflichtige nicht mehr
ausreichend leistungsfähig sei,
würde wieder einmal die Öffent-
liche Hand die Folgen zu tragen
haben, meinte Steffens.

Risiko absichern

Um in geeigneten Einzelfäl-
len MNA eine Chance zu geben
und das aufgezeigte Risiko den-
noch zu vermeiden, biete sich
privaten Sanierungspflichtigen
die Möglichkeit, auf der Basis
eines öffentlich-rechtlichen Ver-
trages das Versagensrisiko ab-
zusichern und den Deckungs-
beitrag über die Laufzeit der Sa-
nierung schrittweise an externer
Stelle aufzubauen. Die Fonds-
betreiber (vorzugsweise auf
Länderebene) wiederum hätten
den Vorteil, dass im Versagens-
fall von MNA und für den Fall,
dass der Sanierungspflichtige
mangels Leistungsfähigkeit
ausfalle , die Sanierungskosten
aus dem Fonds bestritten wer-
den. Mit diesem Modell wäre es
möglich, wirtschaftliche Risiko-
planung abzusichern und die
Umsetzung von MNA zu er-
möglichen.                               DK

Finanzierung der Altdeponielasten:

Staat und Kommunen bilden
gemeinsamen Fonds

Bei der schwierigen Finanzierung der Altdeponielasten konnte
der Bayerische Städtetag einen Erfolg verzeichnen. Das
Bayerische Finanzministerium sagte zu, dass der Staat
zunächst jährlich 5 Mio. Euro für die Sanierung alter ge-
meindlicher Müllkippen zur Verfügung stellen will. Bedingung
des Freistaats ist, dass die Kommunen ebenfalls 5 Mio. Euro in
den neu zu schaffenden Fonds einzahlen. Der Ausschuss der
kreisangehörigen Verbandsmitglieder hat nach Abwägung der
Vor- und Nachteile dem Fondsmodell zugestimmt.

Der kommunale Anteil soll
durch eine Umlage nach den
geltenden Kriterien für die Kreis-
umlage ermittelt werden. Im
Schnitt müssten die Kommunen
ca. 50 Cent pro Einwohner und
Jahr in den Fonds einzahlen.
Umgekehrt sollen kreisan-
gehörige Städte und Gemeinden
gefördert werden, wenn sie alte
Müllkippen sanieren müssen.
Dies kann schnell einige Millio-
nen Euro kosten.

Einen weiteren Erfolg konnte
der Städtetag im Dialog mit
dem Bayerischen Innenministe-
rium erzielen: Das Ministerium
hatte sich lange Zeit einer Ge-
bührenfinanzierung für alte
Müllkippen verschlossen. Nun-
mehr wird zumindest für die
nach 1972 geschlossenen ge-
meindlichen Deponien eine

Übertragung auf den Landkreis
und die Refinanzierung der Sa-
nierungskosten aus den aktuel-
len Müllgebühren für zulässig
gehalten. Damit sind rund 80
Prozent der ca. 7.000 Altdepo-
nien erfasst.

Der zu erwartende extrem ho-
he Mittelbedarf bei steigendem
Sanierungsdruck und die recht-
lichen Unterscheidungen nach
dem Abschlussdatum der Depo-
nie machen die Kombination
beider Finanzierungsinstrumen-
te, also von Gebührenmodell
und Fonds, erforderlich. Die
Einzelheiten für die jetzt gefun-
denen grundsätzlichen Regelun-
gen sollen demnächst zwischen
Freistaat Bayern und kommuna-
len Spitzenverbänden ausge-
handelt werden. Anschließend
wird das Gesetzgebungsverfah-
ren eingeleitet.                         DK

Besucherstrom
zur Pyrolyse

Burgau
Nach wie vor ist die Müll-

pyrolyseanlage in Burgau
Ziel vieler Fachbesucher aus
dem Ausland. Durch den
Kooperationsvertrag mit der
Firma Technip, Düsseldorf,
treffen immer wieder Dele-
gationen an der Anlage ein.
In Kürze werden sowohl ei-
ne Besuchergruppe aus Ka-
nada und als auch aus Korea
die Pyrolysetechnik besich-
tigen und sich über den
Stand der Verbesserungsar-
beiten informieren. 

Als kleiner Nebeneffekt
profitiert auch die Region
Günzburg von diesen Fach-
besuchern, übernachten sie
doch meistens auch in der
näheren Umgebung der Py-
rolyseanlage.      Hans Joas

Die Landräte Luitpold Braun (links sitzend) und Manfred Nag-
ler (rechts sitzend) unterzeichneten den Vertrag über die Zu-
sammenarbeit beider Landkreise. Fritz Raab (links) und
Bernd Angermann sekundieren.                                                        ?

Weilheim-Schongau und Bad Tölz-Wolfratshausen:

Landkreise schließen
Müll-Ehe

Ein Musterbeispiel kommunaler Zusammenarbeit

Die Landkreise Weilheim-Schongau und Bad Tölz-Wolfratshau-
sen kooperieren künftig bei der Abfallentsorgung. Der Koopera-
tionsvertrag wurde durch die Landräte der beiden Nachbar-
landkreise in der Wertstoffgewinnungs- und Vermarktungs-
GmbH (WGV) Quarzbichl unterzeichnet. Damit findet die be-
reits bisher praktizierte Zusammenarbeit eine weitere Steige-
rung. Beide Landräte sind überzeugt davon, dass das verstärkte
Zusammenwirken im Abfallbereich erfolgreich sein wird.

Der Weilheim-Schongauer
Landrat Luitpold Braun verglich
die Kooperation mit einer guten
Ehe, in der beide Partner viel
Heiratsgut einbringen. Sein Töl-
zer Kollege Manfred Nagler
sprach von einer guten und wirt-
schaftlichen Lösung zum Wohle
aller Bürgerinnen und Bürger
beider Landkreise.

Müllgebühren gesenkt

So konnten sowohl in Weil-
heim-Schongau als auch in Bad
TölzWolfratshausen in den letz-
ten Jahren die Müllgebühren
nicht nur stabil gehalten, sondern
sogar nicht unerheblich gesenkt
werden.

Mit anwesend bei der Ver-
tragsunterzeichnung waren auch
die beiden Geschäftsführer der

Abfallentsorgungsunternehmen.
Fritz Raab von der Erben-
schwanger Verwertungs- und
Abfallentsorgungs-Gesellschaft
(EVA) im Landkreis Weilheim-
Schongau erläuterte die künfti-
gen Entsorgungswege.

Sichere Arbeitsplätze

Danach wird die Deponie in
Erbenschwang in ein bis zwei
Monaten für sieben bis acht Jah-
re stillgelegt. In dieser Zeit wird
der Abfall nach Quarzbichl und
Greiling in den Nachbarland-
kreis transportiert. Ist die Tölzer
Deponie verfüllt, kommt der
Müll nach Erbenschwang. Der
Geschäftsführer der WGV,
Bernd Angermann, bekräftigte,
dass die Arbeitsplätze an beiden
Standorten sicher seien.             ?

Abfallwirtschaft:

Monopolkommission 
fordert mehr Wettbewerb 
Bonn. Die Monopolkommission hat mehr Wettbewerb in der
deutschen Abfallwirtschaft gefordert. Vor allem müsse es ande-
ren Unternehmen besser möglich sein, in Konkurrenz zum
„Grünen Punkt“ des Dualen Systems (DSD) bei der Sammlung
und Verwertung von Verkaufsverpackungen zu treten, stellte die
Kommission in einem in Bonn veröffentlichten Gutachten fest. 

Auch die kommunale Zu-
ständigkeit bei der Müllentsor-
gung müsse schrittweise auf-
gegeben werden. Die Mono-
polkommission ist ein unab-
hängiges Beratungsgremium
der Bundesregierung in Wett-
bewerbsfragen.

Bei der Konzeption der Ver-
packungsverordnung, aus der der
„Grüne Punkt“ hervorging, sei
bei dem Bemühen um Umwelt-
schutz die Frage nach dem Wett-
bewerb vernachlässigt worden,
kritisierte die Monopolkommis-
sion. Dies sei ein „schwerwie-
gender Fehler“ gewesen. 

Marktmacht des
Dualen Systems

Zur Erfüllung ihrer Rücknah-
me- und Verwertungspflichten
bedienten sich Hersteller und
Handel fast ausschließlich des
Dualen Systems. Es habe
Marktmacht und erhebliche
Preisgestaltungsspielräume.
Letztlich seien auch die Ver-
braucher betroffen, da sich Ver-
packungs- und Produktpreise
verteuerten.

Hemmendes Gebot
der Flächendeckung

Wettbewerber des DSD soll-
ten die Sammeleinrichtungen
mitbenutzen dürfen, forderte
die Kommission. Wettbewerbs-
hemmend sei in erster Linie das
Gebot der Flächendeckung, wo-
nach ein alternatives System ein
ganzes Bundesland abdecken
muss.

Liberalisierung 
mit Privatisierung

Bei der kommunalen Müllent-
sorgung sprach sich die Mono-
polkommission für eine Liberali-
sierung mit Privatisierung aus.
Ein Erhalt oder gar eine Auswei-
tung der kommunalen Verwal-
tungsmonopole wird abgelehnt.
Zunächst sollte die Entsorgung
aller gewerblicher und industri-
eller Abfälle liberalisiert werden.
Mittelfristig müsse auch eine Li-
beralisierung der Entsorgung der
Haushaltsabfälle durch Gebiets-
konzessionen oder individuelle
Vertragsabschlüsse erwogen
werden.      KK/dpa
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Qualität muss Vorrang haben!
Entsorgungsunternehmen Cleanaway Deutschland wendet sich

gegen Dumpingwettbewerb
Die hohe Qualität des Recyclings in Deutschland ist in Gefahr.
Diese Befürchtung äußerte Max- Arnold Köttgen, Vorstandsvor-
sitzender der Cleanaway Deutschland AG & Co. KG anlässlich
eines Medienroundtables des Unternehmens in Hamburg. Als
Gründe für diese Entwicklung sieht Köttgen den drohenden
Dumpingwettbewerb auf dem Entsorgungsmarkt sowie die man-
gelnde politische Unterstützung für hochwertiges Recycling.

„Der Preisdruck auf die Ent-
sorgungsunternehmen nimmt
ständig zu“, so Köttgen. „Die
Vergabe von Entsorgungsaufträ-
gen ohne weitgehende Qua-
litätskriterien wie bei den lau-
fenden DSD-Ausschreibungen
kann zu verheerenden Dumping-
angeboten führen. Bereits jetzt
werden die Lizenzbeiträge für
die Hersteller auf Kosten der
Entsorgungsunternehmen ge-
drückt.“ Darunter leide mittel-
bis langfristig die Qualität der
Dienstleistung, so der Vor-
standsvorsitzende des drittgröß-
ten deutschen Entsorgungs- und
Recyclingunternehmens.

Qualitätskriterien beachten!

So lässt sich zurzeit beobach-
ten, dass PET-Getränkefla-
schen, die beim Handel gesam-
melt werden, zum Teil billig
nach China verschifft werden,
obwohl ein hochwertiges Recyc-

ling hier zu Lande möglich und
sinnvoll ist. Um die Kreislauf-
wirtschaft in Deutschland zu
stärken, fordert Cleanaway,
dass Qualitätskriterien bei jeder
Ausschreibung beachtet werden
müssen.

Umweltpolitik lässt
zu wünschen übrig 

Kritik übte Köttgen auch an
der gegenwärtigen Umweltpoli-
tik, die seiner Auffassung nach
nicht genug unternimmt, um ein
qualitativ hochwertiges Recyc-
ling zu unterstützen. „Innova-
tionen wie z.B. die Herstellung
und der Einsatz von nahrungs-
mitteltauglichem Recycling-
PET, müssen unterstützt wer-
den. So kann es gelingen, das
bei den Verbrauchern beliebte
PET auch im Einwegbereich
ökologisch sinnvoll einzuset-
zen.“ Dafür allerdings ist nach
Aussage Köttgens eine stärkere

politische Unterstützung not-
wendig: „Die Gesetzgebung
muss alle Mittel ausschöpfen,
um Recycling zu fördern. Der
Einsatz von Sekundärrohstoffen
muss steuerlich und durch die
Befreiung von Abgaben geför-
dert werden. Die Verpackungs-
verordnung muss vorsehen, dass
Verpackungen schnell und un-
bürokratisch als „ökologisch
sinnvoll“ eingestuft werden kön-
nen, wenn technische Entwick-
lungen dies möglich machen.“ 

Cleanaway im Überblick

Cleanaway Deutschland be-
treut 90.000 Kunden auf dem
Gebiet der Entsorgung und
Rohstoffverwertung. Mit insge-
samt 4.200 Mitarbeitern und ei-
nem Umsatz von mehr als 530
Millionen Euro im Geschäfts-
jahr 2001/2002 gehört die
Cleanaway-Gruppe zu den drei
größten Unternehmen in diesem

Geschäftsfeld. Zum Kunden-
kreis gehören Kommunen, In-
dustrieunternehmen, Gewerbe,
Handel, Behörden und Privat-
kunden sowie das Duale System
Deutschland DSD. Cleanaway
Deutschland gehört zur interna-
tionalen Cleanaway-Gruppe mit
weltweit 12.000 Mitarbeitern.
Sie ist ein Tochterunternehmen
des Brambles- Konzern.

Umfassende Lösungen

Das in Sydney und London
an der Börse notierte Unterneh-
men bietet in über 40 Ländern
industrienahe Dienstleistungen
an. Hauptsäulen des 1875 im
australischen Newcastle ge-
gründeten Unternehmens sind
neben Cleanaway der Logistik-
Dienstleister CHEP mit Haupt-
sitz in Orlando, Florida, und ei-
ner Niederlassung in Köln, so-
wie die Recall-Gruppe, ein
ebenfalls weltweit operierendes
Unternehmen, das umfassende
Lösungen für Informations- Ma-
nagement anbietet. Recall hat
sein Hauptquartier in Atlanta,
Georgia, und operiert in Deutsch-
land von Hamburg aus.               ?

Besucherrekord in der
Therme Obernsees

Fränkische Schweiz (fpo) - Das Jahr 2002 war das bislang er-
folgreichste Betriebsjahr der Therme Obernsees seit ihrer
Eröffnung im Mai 1998. Es wurden fast 270.000 Besucher ge-
zählt. Davon kamen allein 86.000 in das hochattraktive Sauna-
paradies. Auch das Jahr 2003 begann im Januar mit einem Be-
sucherrekord. Erstmals wurde in einem Monat die Zahl von 
30.000 Besuchern. An einzelnen Tagen waren mehr als 2000
Bade- und Saunagäste zu verzeichnen.

Dies berichtete Landrat Dr.
Dietel, Bayreuth, bei einer Pres -
sekonferenz im Zusammenhang
mit der laufenden Baumaßnah-
me zur Erweiterung der Bade-
welt in Obernsees, die völlig
ausgereizt sei. „Es wird daher
höchste Zeit, dass wir über die
im Bau befindlichen Erweite-
rungsflächen rechtzeitig vor Be-
ginn der Herbst- und Wintersai-
son 2003/2004 verfügen kön-
nen“, so der Zweckverbands-
vorsitzende Dr. Dietel. Den Ba-
denden werde es dann möglich 
sein, 360 Quadratmeter mehr 
an Wasserfläche, einschließlich
den zugehörigen Aufenthalts -
flächen, nutzen zu können. 

Einzugsbereich vergrößern

Künftig stehen acht verschie-
dene Becken mit unterschiedli-
cher Ausstattung und Größe so-
wie differenzierter Wassertempe-
raturen zur Verfügung. Die Brut-
togrundfläche und der Raumin-
halt der umschlossenen Gebäude-
teile werden gegenüber dem Be-
stand um fast 60 Prozent erhöht.
Das sind die besten Voraussetzun-
gen dafür, damit die Therme
Obersees weiterhin ein familien-
und fremdenverkehrsorientiertes
Thermalbad mit erheblich gestei-

gertem Erlebnis- und Erholungs-
wert bleibt und ihren Einzugsbe-
reich weiter vergrößern kann.

7,15 Mio. Euro Kosten

Die Gesamtbaukosten für die
Erweiterung der Badewelt mit
neuer Physiotherapie belaufen
sich auf 7,15 Millionen Euro. Die
staatlichen Zuwendungen hierfür
betragen 2,9 Millionen Euro. Bis
auf eine Auftragssumme von cir-
ka 500.000 Euro sind alle Ge-
werke vergeben. Dabei gingen
85 Prozent der vergebenen Auf-
tragssumme an Firmen in Ober-
franken. „Dadurch unterstützen
wir in konjunkturell schwieriger
Zeit die heimische Bauwirt-
schaft“ unterstreicht Landrat Dr.
Dietel und betont weiter: „Ein-
satz von Nachunternehmern, die
mit ausländischen Billiglohn-
kräften arbeiten, findet auf dieser
Baustelle nicht statt.“

Die offizielle Eröffnung des
neuen Badebereichs ist in der
ersten Septemberwoche 2003
geplant. Die Therme Obernsees
wird von einem kommunalen
Zweckverband getragen, beste-
hend aus dem Landkreis Bay-
reuth und der Gemeinde Mi-
stelgau. Mehrheitspartner ist der
Kreis Bayreuth.                       fpo

Erkundung von Altlasten
im Zeitplan

Die Altlastenerkundung in Bayern wurde vom Bayerischen
Umweltministerium bereits frühzeitig begonnen und wird ef-
fektiv weiterbetrieben. Alle erfassten Altlastenverdachts-
flächen werden Zug um Zug nach Priorität untersucht und bis
2020 einer Erstbewertung unterzogen sein. Die diesbezügli-
chen Vorwürfe von SPD-MdL Wörner seien aus der Luft ge-
griffen, so das Umweltministerium.

Unter Effekthascherei sei auch
die von MdL Wörner geäußerte
Kritik an der mangelnden Finan-
zierung der Altlastensanierung zu
subsumieren. Altlastensanierun-
gen seien in erster Linie von 
den Verursachern oder den sonsti-
gen „Störern“ nach dem Bundes-
bodenschutzgesetz vorzunehmen.
Erst wenn kein anderweitiger
Verantwortlicher greifbar sei, er-
folge eine Ersatzvornahme durch
die öffentliche Hand. Die finan-
ziellen Aufwendungen des Fei-

staats hierfür seien erheblich.
Die Staatsregierung habe bei

der Altlastenerkundung eine an
die Notwendigkeit angepasste
Prioritätensetzung vorgenom-
men. Danach werden Altlasten,
von denen eine Gefährdung für
Mensch und Umwelt - so z.B. die
Gefährdung von Trinkwasser-
brunnen - ausgeht, vordringlich
angegangen. Die SPD sollte diese
Art von Wahlkampfgetöse dem-
nach laut Umweltministerium
besser unterlassen.                         ?

Novelle der Pflichtpfandregelung:

Zu kurz gesprungen
Umweltminister Schnappauf: Unsinnige Detailregelungen

„Das Bundesumweltministerium versperrt sich nach wie vor ei-
ner durchgreifenden Vereinfachung der Pfandregelung“, sagte
Umweltminister Werner Schnappauf nach der Entscheidung
des Bundeskabinetts zum neuen Entwurf der Novelle. Noch im-
mer können ökologisch vorteilhafte Verpackungen erst nach der
Mitwirkung von Bundeskabinett, Bundestag und Bundesrat aus
der Pfandpflichtregelung herausgenommen werden.

Damit verbindet sich ein im-
menser bürokratischer Auf-
wand für drei Verfassungsorga-
ne bei jedem einzelnen neuen
Verpackungstyp. Schnappauf:
„Das Bundesumweltministeri-
um bleibt beim Kleinklein, bei
Ideologie statt Innovation.“

Keine Mehrbelastung
für den Bürger!

Der Minister hob hervor,
dass die Forderung der unions-
geführten Länder nach wie vor
nicht in ausreichendem Maß

erfüllt worden ist. „Die Ver-
packungsverordnung muss ein-
facher werden und darf zu kei-
ner Mehrbelastung für den
Bürger führen“, so Schnapp-
auf. Bayern und andere unions-
geführte Länder hatten unter
anderem gefordert, dass die
Pfandhöhe einheitlich sein soll
und Großpackungen über drei
Liter pfandfrei bleiben. Eine
Innovationsklausel sollte er-
möglichen, dass ökologisch
vorteilhafte Verpackungen in
einem unbürokratischen Ver-
fahren anerkannt werden.      ?

VDI-KUT-Fachtagung:

Perspektiven für das Recycling von
Elektro- und Elektronik-Altgeräten

Die VDI-Koordinierungsstelle Umwelttechnik (VDI-KUT) lädt
zur Fachtagung „Perspektiven für das Recycling von Elektro- und
Elektronik-Altgeräten“ am 27. Juni 2003 nach Düsseldorf ein. 

Mit der Veröffentlichung
der Richtlinien zum Thema
„Entsorgung gebrauchter elek-
trotechnischer und elektroni-
scher Geräte“ sowie zum
„Verbot bestimmter Inhalts -
stoffe“ im Amtsblatt der EU
am 13. Februar 2003 ist amt-
lich, dass ab August 2005
elektr(on)ische Altgeräte ko-
stenfrei zurückgenommen wer-
den müssen. 

Strittige Fragen

Wer denkt, alles ist geregelt,
hat sich geirrt, denn jetzt be-
ginnt erst die Problematik der
nationalen Umsetzung. So gilt
es z.B. die Frage zu klären,
wie die Verbraucher ihre Alt-
geräte zurückgeben können.
Klar ist bisher nur, dass die
Hersteller für die Entsorgung
ihrer eigenen Produkte verant-
wortlich sind. Sie können die-
se Aufgabe in Eigenregie an-
gehen oder sich kollektiv die-
ser Herausforderung stellen.
Weiterhin strittig ist die Finan-
zierung der Entsorgung. Ist die

geplante Ausweisung der Ent-
sorgungskosten die Lösung? 

Bei der Rücknahme von Alt-
geräten aus dem gewerbli-
chen Bereich ist die Frage zu
klären, ob die Bildung von
Rückstellungen für die Entsor-
gung notwendig wird, was aus
rechtlicher Sicht besonders
umstritten ist, oder eine Lö-
sung durch bilaterale Verträge
erlaubt wird. Eine weitere of-
fene Frage ist die der Realisie -
rung der Überwachungs- und
Kontrollinstitutionen. 

Neue Strategien

Fest steht, dass alle EU-Mit-
gliedsstaaten bis Mitte 2004
eine eigene nationale Umset-
zung realisiert haben müssen.
Betroffen sind in der EU jähr-
lich ca. 6 Mio. Tonnen elek-
tr(on)ische Altgeräte aus den
unterschiedlichsten Bereichen.
In Deutschland sind dies allein
1,1 Mio. Tonnen, wofür der
ZVEI die Gesamtkosten für ei-
ne umweltverträgliche Ver-
wertung auf 350 bis 500 Mio.

Gewässerökologische Forschung:

Risiken und Nebenwirkungen
in den Gewässern prüfen!
Präsident Göttle: Umweltverträglichkeit von

Arzneimitteln muss stärker berücksichtigt werden

Wielenbach. „Arzneimittel für den Menschen müssen stärker
als bislang auf ihre Umweltverträglichkeit untersucht und be-
wertet werden, denn sie kommen über das Abwasser auch in
die Gewässer,“ forderte der Präsident des Bayerischen Lan-
desamtes für Wasserwirtschaft, Albert Göttle. 

In der Versuchsanlage Wie-
lenbach informierte er den Aus-
schuss für Landesentwicklung
und Umweltfragen des Bayeri-
schen Landtages über die aktu-
ellen Forschungsergebnisse des
Landesamtes. Die bayerischen
Wasserforscher haben zahlrei-
che dieser Stoffe in Spuren in
den Gewässern nachweisen
können. Mit ersten Studien prü-
fen die Wielenbacher jetzt die
Langzeitwirkungen der gefun-
denen Stoffe auf die Fische.

Kein Beipackzettel

Göttle forderte den Bund da-
zu auf, sich bei der EU für ein
Umweltverträglichkeitskonzept
bei Arzneimitteln einzusetzen:
„Fische und andere Gewässer-
lebewesen bekommen einen
Cocktail von Arzneimitteln,
über deren Risiken und Neben-
wirkungen kein Beipackzettel
informiert“.

Praxisnahe Forschung

Arzneimittel und hormonell
wirksame Substanzen sind zwei
der aktuellen Forschungsgebie-
te der Wielenbacher Versuchs-
anlage des Landesamtes für
Wasserwirtschaft. Seit über 90
Jahren wird an der dortigen
Außenstelle für den Schutz und
die Ökologie der Gewässer pra-
xisnah geforscht. Fische sind
die wichtigsten „Haustiere“ der
Wielenbacher Wasserforscher.
Über 40 Hektar Versuchs-
flächen stehen dafür zur Verfü-
gung. In 150 Versuchsteichen
führen sie Tests mit Fischen,
Krebsen und Kleintieren durch
und züchten mehr als 20 ver-
schiedene Fischarten für Arten-
schutzprojekte in ganz Bayern.

Mit Hightech im Labor wird
in Wielenbach und in der Münch-
ner Zentrale den Spurenstoffen
und ihren Wirkungen nachge-
spürt. Weil viele dieser Stoffe
im Wasser schwer löslich sind
und sich an die Schwebstoffe
anlagern, wird bei der Probe-
nahme an den bayerischen Flüs-
sen eine mobile Zentrifuge ein-
gesetzt: Rund 1,5 Tonnen wiegt
die Hochleistungsanlage, die
pro Stunde die Schwebstoffe
und Feinteile aus 500 Liter
Wasser für die anschließende
Untersuchung abtrennt.

Wirkungen auf Fische

Als eines der ersten Bundes-
länder setzt der Freistaat mobile
Anlagen auch ein, um hormo-
nelle Wirkungen auf Fische zu
testen: Fünf Flüsse und zehn
Kläranlagen haben die Wielen-
bacher Wasserforscher bislang
direkt vor Ort untersucht.

Seit einem Jahr in Betrieb ist
in Wielenbach die neue Sicker-
wasser-Versuchsanlage. Damit
lässt sich die Ausbreitung von
Schadstoffen aus dem Boden in
das Grundwasser realitätsnah
verfolgen. Erstmals in Deutsch-
land können belastete Böden
und Altlasten direkt getestet
werden: Bis zu sechs Tonnen
schwere Bodenblöcke aus aktu-
ellen bayerischen Altlastenstand-
orten können in jeden der
acht Edelstahlzylinder einge-
setzt werden. Das gesammelte
Sickerwasser wird chemisch
untersucht, eine Hochleistungs-
waage misst auf 100 Gramm
genau. „Moderne Forschung,
die unmittelbar den konkreten
Aufgaben aus der wasserwirt-
schaftlichen Praxis zu Gute
kommt“, so Göttle.                    ?

Im Mittelpunkt der Tagung
stehen daher die organisatori-
sche, rechtliche und techni-
sche Konzeption der Rück-
führung, Demontage, Aufar-
beitung, Aufbereitung und
Entsorgung von elektr(on)ischen
Altgeräten und die recycling-
gerechte Produktion von neu-
en Geräten.

Tagungsprogramme: VDI-
KUT, Postfach 10 11 39, 40002
Düsseldorf E-Mail: kut@vdi.de

Euro beziffert. Es ist mit ei-ner
jährlichen Steigerung der Menge
von 3 bis 5 Prozent zu rechnen. 

Daher ist es unbedingt erfor-
derlich, das Recycling von
elektr(on)ischen Altgeräten
den veränderten Randbedin-
gungen anzupassen und durch
die Konzeption neuer, sowohl
ökologisch als auch ökono-
misch effizienter abfallwirt-
schaftlicher Strategien Rech-
nung zu tragen.
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Nürnberger Wasserwirtschaftstag 2003:

Naturereignis Hochwasser
Der Nürnberger Wasserwirtschaftstag der Deutschen Vereini-
gung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall (ATV-
DVWK), Landesverband Bayern, hat mittlerweile eine über
10-jährige Tradition. In diesem Jahr konzentrierte sich die
Veranstaltung auf die Schwerpunktthemen „Der Kanal - das
unbekannte Wesen?“ und „Hochwasser hat Zukunft“. Diese
bewusst provozierenden Formulierungen sollten bewirken,
dass einmal die abwasserbeseitigungspflichtigen Kommunen
sich noch stärker als bisher um ihre bestehenden Kanalnetze
kümmern und zum anderen extreme Hochwasser auch als Na-
turereignisse angesehen werden müssen.

Nach einer Umfrage der ATV-
DVWK sind in Deutschland für
die Sanierung der kurz- und
mittelfristig zu behebenden
Schäden in der öffentlichen Ka-
nalisation etwa 45.000.000.000
Euro erforderlich. Naturgemäß
kann jedoch keine Kommune
mit dieser Zahl wirklich etwas
anfangen. Einprägsamer ist es,
wenn diese Zahl auf spezifische
Kosten pro Jahr zurückgerech-
net wird. Es ergeben sich jährli-
che Sanierungskosten bei öf-
fentlichen Kanälen von etwa
4.000 Euro pro Kilometer Ka-
nal. Wie die praktischen Erfah-
rungen bei der Kanalsanierung
mittels Schlauchlinern in Nürn-
berg aussehen, erläuterte Kon-
rad Pommer vom Stadtentwäs-
serungsbetrieb Nürnberg im
Rahmen von Seminar 1.

Der Schlauchliner, so Pom-
mer, sei zwar ein Industriepro-
dukt; jedoch hänge dessen Qua-
lität sehr stark von der individu-

ellen Bearbeitung am Einbauort
ab. Die bislang gewonnenen
praktischen Erfahrungen mach-
ten deutlich, dass eine ausrei-
chende Qualität der eingebauten
Produkte, die maßgeblich für
die Wirtschaftlichkeit der Maß-
nahme überhaupt ist, nur durch
exakt formulierte technische
Verdingungsunterlagen und
Prüfanforderungen sowie eine
konsequente Bauüberwachung
zu erreichen sei.

Schlauchlinertechnik

Pommer verwies darauf, dass
sich ein bestimmter Qualitäts -
standard auf dem Markt nicht
durch eine einzelne Kommune -
wie Nürnberg - durchsetzen las-
se. Auch andere Kommunen
seien von den Vorteilen der
Schlauchlinertechnik angetan
und beabsichtigten, sie in der
Zukunft mit der Überzeugung
anzuwenden, ein preiswertes

Produkt mit einer Lebensdauer
von rund 50 Jahren einzubauen.
Dieses Ziel sei allerdings nur
erreichbar, wenn ein bestimm-
tes Anforderungsprofil über
Qualität, Materialkennwerte
oder deren Überprüfung ver-
tragsrechtlich festgeschrieben
wird. Der Stadtentwässerungs-
betrieb Nürnberg habe sich da-
her mit sechs weiteren süddeut-
schen Großstädten zusammen-
geschlossen und eine Arbeits-
gruppe gebildet, die dieses An-
forderungsprofil präzisieren
und die entsprechenden Aus-
schreibungsunterlagen ausar-
beiten soll. Pommer: „Wenn auf
breiter Basis einheitlich ein ho-
her Qualitätsstandard gestellt
wird, werden die Fachunterneh-
men endlich die erforderlichen
Konsequenzen ziehen und zu-
friedenstellende Qualität lie-
fern. Dass dies möglich ist, ha-
ben sie in der Vergangenheit an
leider bislang nur wenigen Bei-
spielen gezeigt.“

Aktionsprogramm 2020

Hochwasser hat Zukunft -
denn nach dem Hochwasser ist
vor dem nächsten Hochwasser.
Ziele, wichtige Projekte und Vor-
haben des Aktionsprogramms
2020 für einen nachhaltigen
Hochwasserschutz in Bayern
wurden in Seminar 2 vorgestellt
und diskutiert. Das Aktionspro-
gramm folgt einer 3-Säulen-Stra-
tegie aus natürlichem Rückhalt

und vorbeugendem Hochwasser-
schutz, technischem Hochwas-
serschutz und weitergehender
Hochwasservorsorge. 

Wie Berthold Greim vom
bayerischen Umweltministeri-
um darstellte, laufen in Bayern
derzeit mehr als 400 Hochwas-
serschutzprojekte. Dazu zählen
die Sanierung von rund 100 Ki-
lometer Deichen, die Reparatur
und die Deicherhöhung an der
Donau im Raum Neustadt a.d.
Donau, die Hochwasserdeiche
für Immenstadt i. Allgäu und
Rauenzell an der Iller, die geän-
derte Bewirtschaftung des 
Forggensees für mehr Hoch-
wasserschutz am Lech, der
Ostrach-Ausbau im Bereich 
der Gemeinde Burgberg im All-
gäu/Sonthofen, der sich beim
Augusthochwasser 2002 be-
stens bewährte, die Neuanlage
von rund 15 Hektar Auwald und
weiteren Flächen für den natür-
lichen Hochwasserrückhalt an
der Altmühl bei Gunzenhausen,
die Hochwasserschutzmaßnah-
men an der Tauber, die Schaf-
fung natürlicher Retentions-
flächen und die Verlängerung
des Mains um eine Flussschlei-
fe bei Bamberg, der Hochwas-
serschutz der Stadt Traunstein
sowie der Bau der Hochwas-
serspeicher Furth im Wald
und Goldbergsee bei Coburg. 

Darüber hinaus, so Greim,
werden von der Wasserwirt-
schaft und den Kommunen in-
tensive Verhandlungen mit den
Grundeigentümern geführt, um
die notwendigen Flächen für
Rückhalteräume oder den Bau
von Deichen zu erwerben.

Mobile Elemente 

Bei vielen Planungen von
Hochwasserschutzanlagen, mit
denen man für verschiedene
Kommunen befasst ist, wird
laut Dr. Joachim Dressler, Ing.-
Büro DER, München, ge-
wünscht, mit mobilen Elemen-
ten zu arbeiten. Schließlich wol-
le man nicht „eingemauert“
werden und die Sichtbeziehung
zu dem Fluss, mit dem und an
dem man lebt, verlieren. In vie-
len Fällen sei dann allerdings
darauf hinzuweisen, dass ohne
gewisse Einschränkungen Lö-
sungen mit mobilen Systemen
doch nicht verwirklicht werden
können.

Dressler gab zunächst einen
Überblick über die diversen
Randbedingungen zum Einsatz
mobiler Hochwasserschutzsy-
steme. Anhand von Beispielen -
Wörth am Main, Miltenberg am
Main und Neuburg an der Do-
nau - zeigte er auf, dass es im-
mer individuelle Lösungen für

eine Hochwasserschutzeinrich-
tung geben wird. Deshalb sei
wesentlich, sich auf solche Vor-
gaben einzustellen. 

In Wörth am Main und in
Miltenberg hatte die zuständige
Wasserwirtschaftsverwaltung
gemeinsam mit der Kommune
und jeweils einem Architekten
ein bestimmtes Konzept ent-
wickelt. Teilweise musste auf-
grund von Empfehlungen der
später hinzugezogenen Ingeni-
eure von bestimmten Lösungen
abgewichen werden. In Freu-
denberg am Main wiederum hat
die Kommune von Anfang an
einen Städteplaner und ein im
Tiefbau tätiges Ingenieurbüro
zusammengeführt, um hier Lö-
sungen zu entwickeln, die so-
wohl von der städtebaulichen
Gestaltung wünschenswert, als
auch von der Ingenieurtechnik
her machbar waren. Man erlebt
Dressler zufolge derzeit eine
ähnliche Situation bei der Aus-
schreibung der Wettbewerbs-
aufgabe für die Stadt Regens-
burg. Das Zusammenwirken
zwischen Städteplaner und In-
genieuren mit tiefbautechni-
schem und statisch konstrukti-
vem Hintergrund könne für die
frühe Phase der Entwicklung
von Lösungen große Vorteile
besitzen.                                    DK

Besichtigten das wiedergewonnene Kleinod: V.l. Franz Jung-
wirth, Luitpold Braun und Josef Göppel.                                   ?

Lebensraum Lechtal:

Gewinn für Mensch
und Natur

Menschliche Einsicht und engagiertes Handeln sind nicht ver-
geblich, zumal wenn sie auf die Natur selbst setzen und ökologi-
sche Zusammenhänge beachten. Ein beeindruckendes Beispiel
hierfür bietet das von der Tiroler Grenze bis zur Donaumün-
dung reichende, sieben Landkreise durchquerende Biotopver-
bundprojekt „Lebensraum Lechtal“. Mit einer Länge von rund
170 Kilometern ist es zumindest in Bayern einzigartig.

Weilheim-Schongaus Landrat
Luitpold Braun und der Vorsit-
zende des Deutschen Verbandes
für Landschaftspflege, der Bun-
destagsabgeordnete und Forst-
wirt Josef Göppel, konnten
kürzlich dem oberbayerischen
Bezirkstagspräsidenten Franz
Jungwirth sowie Naturschüt-
zern und Landwirten mit be-
rechtigtem Stolz ein wiederge-
wonnenes Kleinod und echtes
Schmuckstück in der Biotopket-
te entlang des Lechs vorstellen:
eine rund vier Hektar umfassen-
de Flussschotterheide in der
„Lechaue Gründl“ bei Prem.

Heute ist dieses Magerrasen-
Biotop wieder Heimat für eine
bunte Vielfalt von Orchideen
und Enzian. „Hier haben
Mensch und Natur gleicher-
maßen gewonnen“, freute sich
Luitpold Braun. Nach flussbau-
lichen Maßnahmen und den da-
durch ausbleibenden Über-
schwemmungen habe dem ar-
tenreichen Biotop das Aus ge-
droht. Denn rasch begannen
sich auf den Magerrasenflächen
Gebüsch und Gehölz auszubrei-
ten und den Lebensraum der an-
gestimmten Flora empfindlich
zu beschneiden.

Er sei sehr froh, so Braun,
dass sich vor nunmehr drei Jah-
ren das Landratsamt als untere

Naturschutzbehörde, das Wasser-
wirtschaftsamt und engagierte
Landwirte zusammengetan hät-
ten, um dieses Kleinod zu erhal-
ten. Wie nun jedermann sehen
könne, sei dies überzeugend ge-
lungen und damit auch „ein
Stück sanfter Tourismus“ ge-
schaffen worden.

Verbreiterung der Flora

Laut Josef Göppel ist es Ziel
des Projektes „Lebensraum
Lechtal“, entlang dieses Flusses
einen Verbund von Magerrasen
mit einer reichen Vielfalt von
Orchideen und Enzian zu schaf-
fen. Dadurch solle sich die Al-
penflora wieder bis zur Donau
hin verbreiten können. Göppel,
dessen Verband in das Pro-
jekt bislang bereits zwei Millio-
nen Euro investiert hat, verwies
darauf, dass dieses Geld von 
der Glücksspirale stammt. Die
Glücksspirale stelle immerhin
ein Viertel ihrer Einnahmen aus
dem Verkauf von Losen für den
Naturschutz zur Verfügung.
Große Unterstützung erhalte
das „Lechtal-Projekt“ zudem
durch den Bayerischen Natur-
schutzfonds. Es gelte, das Pro-
jekt derart zu gestalten, dass es
sich mit minimalem Aufwand
tragen könne.                           DK

Neue Initiative:

„Gewässernachbarschaften
Bayern“ für Kommunen

Auftaktveranstaltung im Unterallgäu 

Markt Rettenbach - Unter dem Motto „Gemeinsam für die
kleinen Gewässer“ hat der Freistaat Bayern mit den „Gewäs-
sernachbarschaften“ eine neue Initiative gestartet. Zur Auf-
taktveranstaltung im Landkreis Unterallgäu forderte Albert
Göttle, Präsident des Bayerischen Landesamtes für Wasser-
wirtschaft, zusammen mit Landrat Hermann Haisch die Kom-
munen und Beteiligten dazu auf, die Chancen und Möglichkei-
ten der neuen Nachbarschaft aktiv zu nutzen.

Nach dem erfolgreichen Vor-
bild der Kläranlagen- und Was-
serwerksnachbarschaften wer-
den nun im Freistaat flächen-
deckend die Gewässernachbar-
schaften aufgebaut. In Bayern
gibt es rund 60.000 Kilometer
kleiner Bäche und Flüsse, die
von den Kommunen unterhalten
werden. Laut Göttle besteht
aber an vielen Gewässern noch
Verbesserungsbedarf, um die
strengen Ziele der EU-Wasser-
rahmenrichtlinie bis zum Jahr
2015 zu erfüllen. Der Freistaat
fördert die Aufstellung von Ge-
wässerentwicklungsplänen mit
75 Prozent der Kosten und
übernimmt bei der Umsetzung
30 Prozent der Unterhaltungs-
kosten. Maßnahmen, die unmit-
telbar der Ökologie zu Gute
kommen, werden sogar mit 50
Prozent unterstützt. 

Anregung durch
Spitzenverbände 

Hilfen und Tipps auf dem
Weg zu mehr Natur für Bayerns
Bäche bieten die neuen Gewäs-
sernachbarschaften. Die kom-
munalen Spitzenverbände hat-
ten die Einrichtung angeregt,
denn mit dem Privatisierungs-
gesetz musste sich der Freistaat

seit 1996 aus den Planungen für
die kleinen Gewässer zurück
ziehen. Rund 50 erfahrene
Fachleute und Praktiker aus der
Wasserwirtschaft, den Kommu-
nen und aus anderen Bereichen
haben die Aufgaben übernom-
men. Sie arbeiten ehrenamtlich
als Berater in den Gewässer-
nachbarschaften.

Schulungsmaterial

Das Schulungsmaterial für ih-
re Nachbarschaftstage hat das
Landesamt für Wasserwirtschaft
erarbeitet und herausgegeben.
Zwei Mal jährlich können sich
die Teilnehmer künftig kosten-
los auf den neuesten Stand rund
um die Unterhaltung der klei-
nen Gewässer bringen und bei
konkreten Projekten ihre Erfah-
rungen austauschen. 

Im Landkreis Unterallgäu
und der Stadt Memmingen ist
mit dem Nachbarschaftstag der
Startschuss dazu gegeben wor-
den. Martin Merk bringt als Be-
rater der Nachbarschaft sein be-
rufliches Fachwissen ein: Er ist
hauptamtlich als Flussmeister
im benachbarten Landkreis
Oberallgäu am Wasserwirt-
schaftsamt Kempten beschäf-
tigt.                                             DK

Neues
Niederschlags-

Messnetz
Vor wenigen Tagen hat

Bayern ein neues Nieder-
schlagsmessnetz in Betrieb
genommen: 80 hochmo-
derne Messgeräte im ge-
samten Freistaat liefern ab
sofort laufend aktuelle Wer-
te direkt in die
Hochwassernachrichten-
zentrale des Bayerischen
Landesamtes für Wasser-
wirtschaft. Dort werden die
Messwerte aktuell zu
Hochwasservorhersagen
verarbeitet. Wie Präsident
Albert Göttle betonte, sei
dies „ein ganz wichtiger
Baustein für präzise und
frühzeitige Hochwasserwar-
nungen“. Schließlich brau-
che schnelles Handeln zu-
verlässige Vorhersagen.
Weitere 30 Niederschlags-
Messstationen der bayeri-
schen Wasserwirtschaft
werden bis Ende des Jahres
in Betrieb gehen. Die spezi-
ell für die Hochwasservor-
hersage ausgewählten Stan-
dorte ergänzen damit das
Messnetz des Deutschen
Wetterdienstes. Rund 1,5
Mio. Euro gibt der Freistaat
im Rahmen des Innova-
tionsprogramms gewässer-
kundlicher Dienst für das
neue Niederschlagsmes -
snetz aus. Es ist Teil des
Hochwasserschutz-Aktions-
programms 2020, das nach
den Worten Göttles beispiel-
haft in Deutschland ist.    KI
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„Jetzt machen sich wieder
alle möglichen Leute geistig
in die Hose, nur weil uns
Kommunen ein bisschen eige-
ner Entscheidungsspielraum
eingeräumt werden soll. Wer
nicht mitmachen will, soll’s
halt lassen.“ Mein Chef, der
Bürgermeister, war etwas auf
Deftig gestrickt, als er bei der
Wirtschaftstafel auf den hessi-
schen Bundesratsantrag an-
gesprochen wurde, der Kom-
munen ermöglichen soll, auf gebührenpflichti-
gen Stellplätzen die erste halbe Stunde umsonst
parken zu lassen.

Es ist doch so, dass kleine Städte wie wir ab-
solut jede sich bietende Möglichkeit ergreifen
müssen, unsere Innenstädte für Kunden und
Händler attraktiv zu machen. Denn unser Ein-
zelhandel ist im Schraubstock: Einerseits durch
die großen „Einkaufsparadiese“ vor den Toren
der Stadt (die der Kämmerer sehr lieb hat, weil

sie Gewerbesteuer bringen), andererseits durch
die ungleich breitere Vielfalt in den großen
Städten, die die Menschen gerne nutzen, wenn
sie es mit anderen Aktivitäten, etwa einem
Theater- oder Konzertbesuch, verbinden kön-
nen. Gerade die jetzt auch am Samstag mögliche
Abendöffnung macht es doch naheliegend, sich
vor dem „Fliegenden Holländer“ noch schnell
einen schicken Windbreaker zu kaufen.

Deshalb ist unser Bürgermeister schon im-
mer der Meinung gewesen, dass die Folter-
werkzeuge, die andere Städte den Autofahrern
zeigen, in unserer Situation nichts bringen, z. B.
Laternenparkplätze, die - würde man theore-
tisch einen ganzen Monat darauf stehen - soviel
kosten wie in München ein Penthouse mit Blick
auf den Englischen Garten. Wir haben im Ring
um unsere „City“ und in geringerem Umfang
auch in der Kernstadt Parkhäuser oder größere
Parkflächen, die moderate, aber dezidiert pro -
gressiv steigende Gebühren kassieren, die für

Einkäufer und Flaneure zu
schultern sind, aber Dauer-
parker vergrätzen. 

Natürlich muss auch unsere
Stadt die Laternenparkplätze
im Zentrum bewirtschaften,
schon um für Fluktuation zu
sorgen sowie um den Bürgern,
die dort wohnen und die wir
dort halten wollen, Parkraum
zu sichern. Schlussendlich will
doch keiner den Verkehr in die
Kernbereiche locken. Aber an-

dererseits ist es nicht einzusehen, warum je-
mand, der ein Rezept beim Arzt abholt und
gleich in die Apotheke geht, für die 20 Minuten
gleich voll abdrücken soll. 

Klar, die Verhältnisse sind in keiner Stadt
gleich. Bei den einen ist der Parkraum so
knapp, dass gar nichts geht, die anderen haben
einen so guten ÖPNV, dass sie sich um die Er-
reichbarkeit der Innenstadt nicht zu sorgen
brauchen. 

Mein Chef, der Bürgermeister, ist auch
noch nicht entschlossen, was er dem Stadtrat
empfiehlt, wenn das Gesetz kommt. Ob eine
„Brötchentaste“ wie in einigen Städten in
NRW eingerichtet wird, die an den Parkoma-
ten kostenlos einen Parkschein für 15 Minu-
ten ausstellt oder ob die erste halbe oder
ganze Stunde auf Parkgebühren verzichtet
wird oder ob er mit der wirtschaftlichen Ver-
einigung einen Deal macht, dass die Geschäf-
te den Kunden den Parkschein rückvergüten
sollen. Aber er ist dafür, dass wieder eine
bürokratische Fessel fällt und der Spielraum
der Kommunen erweitert wird, für sich pas-
sende Lösungen zu stricken. Warum sind aber
auch Kommunalpolitiker dagegen? Die Ant-
wort hat George Bernard Shaw auf dem heuti-
gen Kalenderblatt: „Freiheit heißt Verant-
wortung. Deshalb wird sie von den meisten
Menschen gefürchtet.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Von Autofahrern
und Folterwerkzeugen

KPV-Kreisverband
Aschaffenburg-Land gegründet

Landrat Dr. Ulrich Reuter zum Kreisvorsitzenden gewählt

Goldbach. Eigens aus dem oberbayerischen Schongau angereist
war der Landesvorsitzende der Kommunalpolitischen Vereini-
gung der CSU (KPV), Landrat Luitpold Braun, um die Grün-
dung des KPV-Kreisverbandes Aschaffenburg-Land zu beglei-
ten. CSU-Kreisvorsitzender Norbert Geis hieß vor 30 Gästen den
Landrat des Landkreises Weilheim-Schongau als Landesvorsit-
zenden der „nicht nur zahlenmäßig starken“ Arbeitsgemein-
schaft in der CSU willkommen, der über aktuelle Herausforde-
rungen für die Kommunalpolitik referierte. Der Aschaffenburger
Landrat Dr. Ulrich Reuter wurde ohne Gegenstimme zum ersten
Kreisvorsitzenden gewählt. Stellvertreter wurden die Geiselba-
cher Bürgermeisterin Marianne Krohnen mit 21 Stimmen sowie
der Fraktionsvorsitzende der Hösbacher CSU-Gemeinderats-
fraktion und Kreisrat Jürgen Hochrein mit 24 Stimmen.

In seiner Begrüßung hob der
Bundestagsabgeordnete Norbert
Geis die Bedeutung der Kommu-
nalpolitik und der KPV hervor,
die mit den aktiven Frauen und
Männern der CSU die intensive
Verbindung zur Basis herstelle.
Diese „Nähe zum Menschen“
stelle die grundlegende Stärke der
Christlich-Sozialen Union in
Bayern dar. Die Kommunalpoli-
tik sei weitgehend auch der mit
dem höchsten Vertrauen der Be-
völkerung ausgestattete Poli-
tikbereich, in Zeiten, in denen die
Verfallszeit von Ankündigungen
auf Bundesebene allenfalls noch
eine Woche betrage. Gerade als
Bundespolitiker mit kommunal-
politischem Mandat - Geis ist seit
vielen Jahren auch Kreisrat - sei
es besonders erschreckend, so
Geis, wie sich die verfehlte Wirt-
schafts- und Steuerpolitik der
rot/grünen Bundesregierung auf
die Kommunen auswirke.

Braun griff diesen Gedanken
auf und verwies auf die aktuelle
Steuerschätzung, wonach Bund,
Länder und Gemeinden bis 2006
126 Mrd. Euro weniger Steuern
einnehmen als geplant. Von den
in diesem Jahr fehlenden 8,7
Mrd. Euro Steuereinnahmen ent-
fielen 505 Millionen Euro Ausfäl-

le allein auf Bayern. Bayern kön-
ne sich der seit Jahren negativen
Bundesentwicklung nicht dauer-

Kontext punktuell erhebliche
Verbesserungen zugunsten der
Kommunen umgesetzt, betonte
Landrat Braun, wie etwa die Bei-
behaltung des Niveaus der
Schlüsselzuweisungen auf dem
des Jahres 2002 mit rund 2,1
Mrd. Euro und die Freistellung
der Bezirke von den Aufgaben
und Lasten nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz mit etwa 73
Mio. Euro jährlich.

Wie sehr es den Kommunen an
die Existenz gehe, zeige, dass ge-
rade der bislang seriöse kommu-
nale Politikbereich zu spekta-
kulären Mitteln greife, um auf
seine Probleme aufmerksam zu
machen. Dass Bürgermeister
symbolisch „baden gehen“, am
„Hungertuch nagen“ oder Demos
organisieren müssten, sei eine un-
tragbare, unglaubliche Situation.
Die Dramatik zeige sich auf allen
kommunalen Ebenen, so Braun:
Eben erst habe der Bezirk Schwa-
ben seinen Bezirksumlagensatz
auf  24,4 % erhöhen müssen; der
durchschnittliche Kreisumlagen-
satz der oberbayerischen Land-
kreise sei in 2003 auf über 47 %
gestiegen. Die Bundespolitik
müsse sich fragen lassen, ob die
Kommunen aufhören sollten, zu
existieren. Er forderte, die Kom-
munen kurzfristig wieder in die
Lage zu versetzen, gegenüber
ihren Bürgern ihre Aufgaben er-
füllen und investieren zu können,
anstelle notwendige Leistungen
kürzen zu müssen.

Berlin zum Schwur zwingen

Braun begrüßte die Ankündi-
gung der Bayerischen Staatsre-
gierung, den bayerischen Kom-
munen finanzielle Hilfen zu ge-
währen, wenn, wie zu befürchten,
die dringende Sanierung der
Kommunalfinanzen auf Bundes-
ebene nicht Anfang 2004 komme.
Daneben würde das Finanzhilfe-
system für besonders hilfsbedürf-
tige Kommunen kurzfristig auf-
gebessert. So würden Mittel für
Bedarfszuweisungen aufgestockt,
die Entscheidungen hierüber sei-
en heuer schon im Juli möglich.
Dies sei erfreulich, so Braun. Al-
lerdings müsse Berlin zum ein-
deutigen Schwur gegenüber den
Kommunen und zu entsprechen-
den Handlungen gezwungen wer-
den.

Bürgermeister Helmut Winter
verwies in der Aussprache darauf,
dass die öffentliche Diskussion
über Gründe und Ursachen der
existenzbedrohenden Krise der
Kommunen noch nicht weit ge-
nug entwickelt sei. Verschiebe-
bahnhöfe von einer staatlichen
Ebene auf eine andere forderte er

ebenso zu beenden wie Verlage-
rungen aus einem kommunalen
Haushalt in einen anderen. Lö-
sungen seien nur dadurch zu er-
reichen, dass die Wirtschaft be-
lebt werde und die Steuergesetze
vernünftig gestaltet würden.

Der Landtagsabgeordnete Hen-
ning Kaul forderte die Bürger-
meister dementsprechend auf, an-
stelle in Berching in Berlin zu de-
monstrieren. Kaul hob die Bedeu-
tung der KPV auch für die Land-
tagsfraktion hervor. In der Regel
seien die Vertreter der KPV der
erste Gesprächspartner für die
Fraktion bei kommunalen Fra-
gen. Die KPV ist die Vereinigung
der kommunalen Mandatsträger
der CSU. Landesweit gehören ihr
über 15.000 Bürgermeister, Stadt-,
Gemeinde- und Kreisräte sowie
Landräte und Bezirksräte an.

Die Kreisversammlung der
Kommunalpolitiker des Land-

kreises Aschaffenburg wählte sat-
zungsgemäß weitere acht Beisit-
zer in den Kreisvorstand: Rein-
hold Glaser (Mömbris), Franz
Roth (Weibersbrunn), Josef Kil-
genstein (Westerngrund), Andrea
Lindholz (Goldbach), Alexander
Legler (Alzenau), Heinz Kress
(Johannesberg), Kurt Baier
(Glattbach) und Helmut Schuh-
macher (Alzenau). Als Delegierte
in die Bezirksversammlung ent-
sandt wurden Thorsten Rollmann
(Großostheim), Andrea Lindholz,
Reinhold Glaser, Helmut Schuh-
macher, Alexander Legler, Franz

Roth, Josef Kilgenstein sowie der
Vorsitzende und seine Stellvertre-
ter. Als Ersatzdelegierte benannt
wurden Hans Mertens (Haibach),
Hubert Friedrich (Großostheim),
Heinz Kress und Kurt Baier.

Der neu gewählte KPV-Kreis-
vorsitzende Dr. Reuter kündigte
als weitere Veranstaltungen für
die Kommunalpolitiker noch in
diesem Jahr Informationsveran-
staltungen zu den rechtlichen
Grundlagen der Fraktionsarbeit
im Gemeinderat sowie zu Fragen
der Öffentlichkeitsarbeit in der
Kommunalpolitik an.                   ?

Dr. Ulrich Reuter.                    ?

haft entziehen. Dennoch sei das
Volumen des kommunalen Fi-
nanzausgleichs von 1998 bis
2002 von 5,3 Mrd. Euro auf 5,9
Mrd. Euro gestiegen.

Aufgrund bundespolitischer
Entwicklungen wie dem einge-
brochenen Körperschaftssteuer-
aufkommen, auf die der Freistaat
keinen Einfluss habe, sei die Aus-
gleichsmasse auf 5,7 Mrd. Euro
zurückgegangen, so Braun. Den-
noch wurden in schwierigem

Oberbayerischer Gemeindetag:

Resolution zur 
Zweitwohnungssteuer 

Der oberbayerische Gemeindetag hat bei seiner Tagung in
Herrsching einmütig eine Resolution zur Einführung der
Zweitwohnungssteuer verabschiedet. Danach hat die Bayeri-
sche Staatsregierung sich bislang den Bemühungen zahlrei-
cher Gemeinden in Tourismusgebieten sowie nachhaltigen
Forderungen des Bayerischen Gemeindetags auf die gesetzli-
che Zulässigkeit zur Erhebung einer sog. Zweitwohnungs-
steuer widersetzt. Hierbei wurde in der Vergangenheit stets
auf die Einstufung der Zweitwohnungssteuer als sog. Baga-
tellsteuer nach Art. 3 Abs. 3 KAG und deren Unzulässigkeit
verwiesen.

Die Belastung von Gemeinden in den Tourismusgebieten durch
Zweitwohnungen ist nicht zu unterschätzen; der Gleichheits-
grundsatz gebietet es, die Nutzer von Zweitwohnungen in Frem-
denverkehrsgebieten, welche ohnehin mit Rücksicht auf die Ei-
genart der Landschaft und Erholung schwierige Bedingungen für
wie auch immer geartete Bauleitplanungen haben, zur Mitfinan-
zierung gemeindlicher Einrichtungen einzubeziehen. So nutzen
die Zweitwohnungsnutzer in gleicher Weise wie die Bürgerinnen
und Bürger am Ort des Hauptwohnsitzes das Straßennetz, die
Wasser- und Abwassereinrichtungen und viele weitere gemeind-
liche Einrichtungen, ohne dass hierfür ein eigener finanzieller
Beitrag geleistet wird. Zweitwohnungsnutzer verändern in zum
Teil bedeutendem Maße die demographische Kommunalsituati-
on dahingehend negativ, als durch die erhöhte Nachfrage die
Grundstückspreise nach oben beflügelt und junge einheimische
Familien in andere - günstigere - Gebiete mit niedrigeren Grund-
stückskosten förmlich vertrieben werden.

Mit einer gesetzlich zulässigen Zweitwohnungssteuer könnten
die betreffenden Gemeinden in die Lage versetzt werden, die In-
vestition und den Unterhalt der kostenträchtigen Infrastruktur ab-
zufedern und eine gerechte Lastenverteilung zwischen Haupt-
und Zweitwohnsitznutzern herbeizuführen. Auch könnte sie dem
Trend für noch mehr Zweitwohnsitzen entgegenwirken. Die Bür-
germeister stellen fest, dass in der gegenwärtigen desolaten Haus-
haltslage der Kommunen eine Überprüfung des gegenwärtigen
Missstandes dringend notwendig ist und neben den zahlreichen
Maßnahmen zur Stabilisierung der kommunalen Finanzen die
Zulässigkeit der Erhebung einer Zweitwohnungssteuer wie in den
anderen Bundesländern auch in Bayern durch eine Änderung des
Kommunalabgabengesetzes zu legitimieren ist.

Die Bezirksverbandsversammlung Oberbayern des Bayeri-
schen Gemeindetags bittet die Bayerische Staatsregierung, die
bisherige stringente Haltung aufzugeben und einen Gesetzesent-
wurf auszuarbeiten.                                                                            ?

Frauen-Power bei der
KPV Neu-Ulm

Beate Altmann, seit Mai 2002 im Kreistag, ist neue Kreisvor-
sitzende der Kommunalpolitischen Vereinigung der CSU im
Landkreis Neu-Ulm. Zu ihrer Stellvertreterin wurde die Neu-
Ulmer Stadträtin Julia Lidl gewählt. Beide sind erst seit einem
Jahr kommunale Mandatsträgerinnen und vertreten die junge
Generation bei den Neu-Ulmer Christ-Sozialen.

Herbert Pressl, er stand 12 Jah-
re an der Spitze der Kommunal-
politiker, und sein bisheriger
Stellvertreter Josef Walz (Bürger-
meister des Marktes Pfaffenhofen
a. d. Roth) hatten auf eine Wie-
derwahl verzichtet.

Bezirksrat und stellvertretender
Landrat Herbert Pressl wies in sei-
nem Rechenschaftsbericht auf die
finanzielle Lage von Bezirk,
Kreis, Städte und Gemeinden hin.
Er sah insbesondere auch als neu
gewählter Bürgermeister im ba-
den-württembergischen Kirch-
berg nach dem Ergebnis der Bun-
destagswahl weitere magere Jahre
auf die Kommunen zukommen.  

Den Vorschlag des Vorgängers,
neu gewählten Mandatsträgern
durch Kurse und Seminare Hilfe-
stellungen zu geben, griff die 36-
jährige Hauptschullehrerin Beate
Altmann auf und kündigte Schu-
lungen im Haushalts- und Sat-
zungswesen an. Mit der angehen-
den Wirtschaftsjuristin Julia Lidl

an der Seite und Sebastian Knaur,
Stephan Haggenmüller, Gisela
Schäfer sowie Werner Salzmann

Eine besondere „Bürgerfeier“ vereinte im Stadtsaal Dillingen
zahlreiche Ehrengäste. Dabei wurde - wie in der GZ vom 5. Juni
2003 berichtet - an die Gemeindegebietsreform im Jahr 1978 er-
innert. Damals sei, wie Oberbürgermeister Hans-Jürgen Weigl in
seiner Festansprache betonte, mit letztlich insgesamt sechs Einge-
meindungen der Grossen Kreisstadt der entscheidende Schritt in
eine positive Zukunftsgestaltung gelungen. Zugleich wurde in der
Festversammlung OB Weigl von zahlreichen Vertretern des öf-
fentlichen Lebens zum 60. Geburtstag gratuliert. Im Foto beim
Festakt (von rechts): 2. Bürgermeister Anton Stehle, der Brand-
Erbisdorfer Oberbürgermeister Volker Zweig, Dillingens Ober-
bürgermeister Hans-Jürgen Weigl, Regionaldekan Gottfried Fell-
ner, 3. Bürgermeister Heribert Immler.                                 Bild: -jdt- 

Beate Altmann. ?

als weitere Vorstandsmitglieder
wurde zwischenzeitlich ein um-
fangreiches Jahresprogramm er-
arbeitet. Die KPV Neu-Ulm
möchte auch weiterhin eine Ka-
derschmiede kommender Kom-
munalpolitiker und Kommunal-
politikerinnen sein.   Hans Joas
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Vorschau auf GZ 14
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 14, die am 10. Juli
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
? Kommunale Baupolitik
? Schulen, Kindergärten, Horte
? Garten- und Landschaftsbau . Dorferneuerung
? Winterdienstplanung . Kommunalfahrzeuge
? Organisation, Technik und Ausstattung 

für die Kommunalverwaltung

Stadt-Umland-Konzept:

„Impuls Westallgäu 10+“
Das Westallgäu beschreitet neue Wege in der Zusammenarbeit.
Die Stadt Lindenberg und neun umliegende Gemeinden wollen
ihre Entwicklung aufeinander abstimmen. Schwabens Regie-
rungspräsident Ludwig Schmid sprach bei der Vorstellung des
Konzepts in Lindenberg von einem „Pilotprojekt für Schwaben“.

Im Sommer 2001 beschlossen
die Stadt Lindenberg i. Allgäu
mit ihren 11500 Einwohnern
und die darum herum liegenden
Märkte Heimenkirch, Scheid-
egg, Weiler-Simmerberg und
die Gemeinden Hergatz, Ober-
reute, Opfenbach, Röthenbach
und Stiefenhofen (alle Land-
kreis Lindau) sowie der Markt
Oberstaufen im Landkreis Ober-
allgäu die Zukunftsentwicklung
der Region durch interkommu-
nale Kooperation zu gestalten.
In diesem Stadt-Umland-Raum
leben rund 42.000 Einwohner.

Anlass war die Bildung einer
Lokalen Aktionsgruppe für die
EU-Gemeinschaftsinitiative
LEADER+. Diese hat sich mitt-

lerweile als Verein „Impuls
Westallgäu 10“ etabliert, dessen
Zweck die nachhaltige Ent-
wicklung des ländlichen Rau-
mes ist. 1,6 Millionen Euro sol-
len hierfür ins Westallgäu
fließen.

Rund 140 Bürger beteiligt

Ziel war neben der Erstellung
eines Regionalen Entwick-
lungskonzeptes eine ganzheitli-
che Konzeption für die Ent-
wicklung des Stadt-Umland-
Raumes um Lindenberg. Vor al-
lem Ziele und Maßnahmen für
„harte“ Handlungsfelder wie
wirtschaftliche Entwicklung,
Siedlung und Verkehr sind hier

aufgegriffen worden. Dies war
der Startschuss für einen um-
fassenden regionalen Entwick-
lungsprozess auf der Basis akti-
ver Beteiligung von rund 140
Bürgerinnen und Bürgern des
Raumes.

Fünf Schlüsselbereiche

Während im Regionalen Ent-
wicklungskonzept LEADER+
Strategien zur Entwicklung der
„weichen“ Faktoren wie Zu-
sammenarbeit, Vernetzung oder
Image im Vordergrund stehen,
liegt der Schwerpunkt im Stadt-
Umland-Konzept auf Strategien
zur Verbesserung der „harten“
Faktoren im spezifischen Hand-
lungsbereich der Städtebauför-
derung. 

Hier werden konkrete Maß-
nahmen und Projekte zur Ent-
wicklung von Siedlungs- und
Gewerbeflächen, der Ortskerne
oder der regionalen Verkehrsor-
ganisation aufgezeigt. Gemein-
sam soll die Region in fünf
Schlüsselbereichen weiterent-
wickelt werden: Holz und Ener-
gie, Erlebnis von Sport und Na-
tur, Begegnung von Kulturland-
schaft und Tradition, Touris-
mus, Zusammenleben in der
Region, Marketing und Mana-
gement der Region Westallgäu. 

Die zehn Gemeinden bringen
verschiedene Kompetenzen in
die interkommunale Kooperati-
on ein. Im Stadt-Umland-Kon-
zept wird aufgezeigt, wie diese
Kompetenzen zur Positionie-
rung der einzelnen Gemeinde
innerhalb der Zusammenarbeit
weiterentwickelt und ergänzt
werden können. Das Konzept
fordert daher auf, die Ortsent-
wicklung der einzelnen Ge-
meinde nicht nur aus lokaler
Sicht, sondern im Gesamtzu-
sammenhang des Stadt-Um-
land-Raumes zu gestalten. Ge-
meinsam mit Fachleuten haben
die Bürger konkrete Ziele und
400 Maßnahmen erarbeitet.

Mustersatzung angestrebt

Darüber hinaus werden Krite-
rien erarbeitet, wie die anfal-
lende Gewerbesteuer verteilt
werden soll. Zusammenarbeiten
wollen die Orte auch bei der
Vergabe von Wohnbauflächen.
In fast allen Westallgäuer Ge-
meinden gibt es Einheimi-
schenmodelle. Sie unterschei-
den sich aber erheblich danach,
wer zu welchen Bedingungen
ein Grundstück von der Ge-
meinde erhält. Das soll sich än-
dern. Angestrebt wird eine Mu-
stersatzung, die für alle zehn
Orte gilt. Um die Projekte vor-
anzutreiben, wurde ein Regio-
nalmanager eingestellt. Der Di-
plom-Geograph hat seine Arbeit
am 1. Juni aufgenommen.    DK

Verwaltungsgemeinschaft
Hörnergruppe 30 Jahre alt

Die Verwaltungsgemeinschaft Hörnergruppe konnte am 1.
April 2003 auf ihr 30-jähriges Bestehen zurückblicken. Die VG
Hörnergruppe hatte Modelcharakter, war sie doch die erste in
Bayern überhaupt. Freiwillig schlossen sich seinerzeit zusam-
men die Gemeinden Fischen i. Allgäu, Ofterschwang, Bolster-
lang und Obermaiselstein. Durch Rechtsverordnung der Re-
gierung von Schwaben kam 1978 auch die Gemeinde Balder-
schwang - Bayerns kleinste selbstständige Gemeinde - zur VG
Hörnergruppe. Die Geburtstagsfeier fand am Ofterschwanger
Horn statt, wo sich die Bürgermeister einfanden, die die VG im
letzten Vierteljahrhundert repräsentierten.
Auf dem Bild von links zu sehen: Bürgermeister i. R. Alfons
Bilgeri, Balderschwang (1978 bis 2002), Bürgermeister i. R.
Otto Schmid, Obermaiselstein (1973 bis 1990), Bürgermeister
i. R. Toni Vogler, Fischen i. Allgäu (1977 bis 2002), 24 Jahre
VG Vorsitzender, Landrat Gebhard Kaiser, Landkreis Ober-
allgäu, Bürgermeister i. R. Alois Diringer, Bolsterlang (1973 bis
1990), Bürgermeister i. R. Hans Bader, Ofterschwang (1982
bis 2002). ?


